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VORSITZ: ROBERTO GUALTIERI

3-003

Der Vorsitzende:  Wir freuen uns sehr, den
Präsidenten der EZB, Mario Draghi, zum dritten
Währungspolitischen Dialog des Jahres 2015 begrüßen
zu können. Dieser Anlass bietet uns die Möglichkeit,
von ihm etwas über die Ansichten der EZB zu den
Aussichten für die Weltwirtschaft zu erfahren, die sich
in der Folge des Konjunkturabschwungs in den
Schwellenländern, insbesondere in China, verschlechtert
haben. Zudem wird er uns seine Überlegungen und seine
Analyse des Zusammenhangs zwischen den Aussichten
für die Weltwirtschaft und der Lage in Europa darlegen,
wo eine weitere Beschleunigung des
Wirtschaftsaufschwungs zu erwarten ist, der EZB
zufolge allerdings etwas langsamer als bisher. Dies steht
selbstverständlich mit dem wirtschaftspolitischen Kurs
des Euro-Währungsgebiets im laufenden Verfahren des
Europäischen Semesters, dem Thema Strukturreformen
und auch dem weiter gefassten Thema der Verbesserung
der Steuerung der WWU im Rahmen des Berichts der
fünf Präsidenten im Zusammenhang.

Es wird also um eine ganze Reihe sehr wichtiger
Themen gehen. Am Montag trafen wir zu einer Sitzung
zusammen, um den Währungspolitischen Dialog
vorzubereiten, die sehr interessant war: Unter anderem
wurde die Interaktion zwischen der Geldpolitik und der
makroprudenziellen Politik erörtert. Präsident Draghi
wird sich sicher auch zu diesem Thema äußern. Danach
wird wie immer Zeit für die Beantwortung von Fragen
sein.

3-004

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank. In der Sommerpause war unsere Union
mit außergewöhnlichen Herausforderungen konfrontiert.
Zunächst wurde eine lange, komplizierte Diskussion
über das neue Anpassungsprogramm für Griechenland
geführt, und inzwischen stehen wir – in einem Bereich,
der so gar nicht in das Mandat der EZB fällt –vor der
Herausforderung, sehr viele Flüchtlingen, die ihre
Heimat verlassen mussten, Schutz zu gewähren. Diese
beiden Ereignisse unterschieden sich zwar grundlegend,
haben aber wieder einmal deutlich gemacht, dass Europa
stark sein kann, wenn es in Eintracht agiert und
solidarisch zusammenarbeitet. Aus dieser Erfahrung
sollten wir auch angesichts künftiger Herausforderungen
schöpfen.

Im Rahmen meiner heutigen Anmerkungen möchte ich
vor allem auf zwei Themen eingehen: erstens auf unsere
Bewertung der jüngsten Entwicklungen im Hinblick auf
die Wirtschaftslage und ihre Auswirkungen auf unseren
geldpolitischen Kurs und zweitens auf die Vorschläge,
die meine Kollegen und ich in dem Bericht der fünf
Präsidenten darlegen.

Zum ersten Thema: Lassen Sie mich Ihnen einen
Überblick über die Entwicklung der Wirtschaftslage seit
der letzten Anhörung im Juni

geben. Während des Sommers haben die
Industrieproduktion und andere Indikatoren der
Wirtschaftstätigkeit Anzeichen für Widerstandsfähigkeit
geliefert. Gleichzeitig haben die Herausforderungen in
Bezug auf das gesamtwirtschaftliche Umfeld
zugenommen. Die gesamtwirtschaftlichen Prognosen im
September ließen auf einen schwächeren
Konjunkturaufschwung und ein langsameres Ansteigen
der Inflationsrate schließen, als wir es zu einem früheren
Zeitpunkt in diesem Jahr erwartet hätten. Die
Inflationsrate wird auch in sehr naher Zukunft nahe bei
null liegen, gegen Ende des Jahres allerdings wieder
ansteigen. Es wird länger dauern als bisher erwartet,
bevor sie sich wieder auf ein Niveau zubewegen und an
einem Punkt einpendeln wird, den wir für nahe genug an
2 % erachten.

Die Hauptgründe für diese Entwicklungen liegen in
einem langsameren Wachstum in den Schwellenländern,
einem stärkeren Euro, fallenden Ölpreisen sowie in
einem allgemeinen Rückgang der Rohstoffpreise,
woraus sich für die Wachstums- und
Inflationsaussichten erneut Abwärtsrisiken ergeben. Bei
vielen dieser Veränderungen kann jetzt noch nicht mit
ausreichender Gewissheit bewertet werden, ob sie zu
einer langfristigen Abweichung von dem Verlauf
beitragen werden, den wir ursprünglich für die Inflation
vorgesehen hatten, d. h. als wir im Januar beschlossen,
unser Programm für den Ankauf von Vermögenswerten
auszuweiten. Insbesondere bleibt abzuwarten, ob die
Wachstumsdynamik in den Schwellenländern nur
vorübergehend oder dauerhaft verloren gegangen ist,
und es kann noch nicht bewertet werden, weswegen die
internationalen Rohstoffpreise konkret gefallen sind und
es in letzter Zeit wiederholt zu schwerwiegenden
Turbulenzen auf den Finanzmärkten gekommen ist. Wir
werden die uns zugehenden einschlägigen Informationen
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und deren Auswirkungen auf die Prognosen für die
Preisstabilität dementsprechend strengstens prüfen.
Unsere derzeitigen geldpolitischen Instrumente, darunter
auch die gezielten längerfristigen
Refinanzierungsgeschäfte (GLRG/Targeted longer-term
refinancing operations – TLTRO) wirken sich nach wie
vor günstig auf die Kreditkosten für Unternehmen und
Privathaushalte und auf die Verfügbarkeit
entsprechender Kredite aus. Bisher konnte somit eine
wesentliche Erschwerung der Finanzierungsbedingungen
für die Realwirtschaft verhindert werden, auch wenn die
Volatilität auf den Finanzmärkten in letzter Zeit
zugenommen hat. Der anhaltende Rückgang der
Fremdkapitalkosten stärkt die Binnennachfrage, da er
den Konsum von Gebrauchsgütern fördert und zu
Investitionen führt, und zwar vor allem von kleinen und
mittleren Unternehmen. Dies führt zu einer stärkeren
Belastbarkeit der Wirtschaft des Euro-Währungsgebiets,
was Schocks von außen angeht.

Sollte sich zeigen, dass einige Abwärtsrisiken im
Vergleich zu unseren Aktuellen Prognosen mittelfristig
zu einer wesentlicheren Schwächung der
Inflationsaussichten führen, würden wir nicht zögern,
entsprechend zu handeln. Das Programm zum Ankauf
von Vermögenswerten ist an sich ausreichend flexibel.
Wir werden sein Volumen, die Zusammensetzung und
die Dauer je nach Bedarf anpassen, wenn sich zeigen
sollte, dass stärkere geldpolitische Impulse erforderlich
sind.

Mir ist klar, dass viele von Ihnen die möglichen
Auswirkungen der niedrigen Zinssätze auf die
Finanzstabilität genau verfolgen. Die Koordinatoren des
Ausschusses für Wirtschaft und Währung (ECON-
Ausschuss) haben dieses Thema auf die heutige
Tagesordnung gesetzt. Aufbauend auf meinen Aussagen
während der Anhörung im März möchte ich betonen,
dass wir die für die Finanzstabilität bestehenden Risiken
genau überwachen, im Moment allerdings unserer
Auffassung nach keine Anzeichen dafür ersichtlich sind,
dass die bestehenden Risiken auch eintreten. Sollte dies
der Fall sein, wären makroprudenzielle Maßnahmen und
nicht die Geldpolitik das Instrument der Wahl, um gegen
diese Risiken vorzugehen.

Dabei können wir auf den Erfahrungen aufbauen, die wir
in jüngster Zeit bei der Ausarbeitung dieser Instrumente
sammeln konnten. In den vergangenen zwei Jahren
waren die nationalen Behörden in Europa aktiv, was die
Einführung makroprudenzieller Maßnahmen,
beispielsweise Obergrenzen für Beleihungssätze oder
den Verschuldungsgrad, angeht, um somit den
Hypothekenmarkt strukturell zu stärken und einem
Anstieg der Immobilienpreise sowie der Zinsen für
Hypothekendarlehen entgegenzuwirken. In ähnlicher
Weise haben verschiedene Länder zusätzlich zu den
Puffern für global systemrelevante Banken und andere
wichtige Einrichtungen systemrelevante Risikopuffer
eingeführt, um das Bankensystem zu stärken. Diese
makroprudenziellen Instrumente betreffen allerdings im
Wesentlichen die Vergabe von Fremdkapital über den
Bankensektor. Da Anzeichen dafür vorliegen, dass sich

die Finanzierung der Wirtschaft des Euro-
Währungsgebiets tendenziell auf Nichtbanken
verschiebt, muss damit begonnen werden, dafür zu
sorgen, dass der makroprudenzielle Rahmen auch auf
das Schattenbankwesen anwendbar ist, damit der
Finanzsektor insgesamt vor Risiken geschützt bleibt.

Ich möchte auch kurz etwas zum Thema Griechenland
sagen. Bei der letzten Anhörung im Juni forderte ich
eine umfassende, faire Vereinbarung mit Griechenland.
In den darauf folgenden Wochen erwies sich eine solche
Vereinbarung dann als sehr schwierig, und das
Vorhaben verlangte allen Beteiligten enorme
Anstrengungen ab. Ich bin dankbar, dass wir
schlussendlich aber doch eine Vereinbarung treffen
konnten. Mit einer vollständigen Umsetzung des neuen
Programms würde Griechenland wieder Wachstum
verzeichnen und umfassend von den Vorteilen
profitieren können, die unsere gemeinsame Währung mit
sich bringt. Die EZB war im Einklang mit den geltenden
rechtlichen Bestimmungen an den Verhandlungen über
das Programm beteiligt. Darüber hinaus hat die EZB die
Bereitstellung von Notfallliquiditätshilfe durch die
griechische Nationalbank gemäß unseren Vorschriften
genau überwacht, und dabei wurde auch stets einem
künftigen erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen
Rechnung getragen.

Ich möchte mich auch kurz über die Vollendung der
Europäischen Währungsunion und die Weiterverfolgung
des Berichts der fünf Präsidenten äußern: Bei den im
Sommer geführten Verhandlungen hat sich erneut
gezeigt, dass unser institutioneller Rahmen nach wie vor
nicht den Anforderungen entspricht, die eine
gemeinsame Währung mit sich bringt. Im Bericht der
fünf Präsidenten, der kurz nach der letzten Anhörung
veröffentlicht wurde, legten die Autoren ihre
gemeinsame Auffassung dar, namentlich die Tatsache,
dass die Währungsunion vervollständigt werden muss,
wenn die Währungsunion stabil sein und Wohlstand
herrschen soll. Wir legten allerdings nicht nur diese
gemeinsame Auffassung dar, sondern auch einen
konkreten Fahrplan zur Erreichung dieses Ziels. Dieser
Fahrplan soll uns in den kommenden Monaten bei
unseren Diskussionen als Leitlinie dienen.

Aus unserer Sicht sind zwei Punkte von besonderer
Bedeutung: Erstens hat sich während der Krise trotz der
Tatsache, dass alle Akteure ihr Möglichstes getan haben,
gezeigt, dass die Währungsunion ein politisches
Zentrum benötigt, und zwar eines, das rasch und
transparent die für das Euro-Währungsgebiet
notwendigen einschlägigen haushaltspolitischen,
wirtschaftlichen und finanziellen Beschlüsse fassen
kann, das uneingeschränkte demokratische Legitimität
genießt und dem von den Gesetzgebern ein klar
geregeltes Mandat übertragen wird. In diesem Sinne
habe ich wiederholt gefordert, dass wir von einer
regelbasierten Koordinierung dazu übergehen, im
Rahmen von Gemeinschaftsinstitutionen eine
gemeinsame Souveränität auszuüben. Beispielsweise
wird in dem Bericht ein euroraumweites Schatzamt
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vorgeschlagen. Solche Vorschläge müssen nun in die
Tat umgesetzt werden.

Wir sollten aber auch weiter voranschreiten, was unsere
Maßnahmen angeht. Aus dem Bericht geht deutlich
hervor, dass die Europäische Währungsunion auch ihre
Instrumente stärken muss, was den Umgang mit bzw.
die Vorbeugung von fiskalischen und finanziellen sowie
anderen makroökonomischen Risiken angeht. In den
vergangenen Jahren haben wir wichtige erste Schritte
unternommen, um unser Instrumentarium für die
Krisenprävention und das Krisenmanagement zu
verbessern, und zwar insbesondere im Rahmen der
Schaffung des ESM, des SSM und des SRM. Unser Ziel
haben wir allerdings noch nicht erreicht.

Am dringlichsten ist die Vollendung der Bankenunion
durch eine gemeinsame Letztsicherung für den
einheitlichen Abwicklungsmechanismus und durch ein
europäisches Einlagensicherungssystem. Beide sind für
die Schaffung eines wirklich einheitlichen
Bankensystems von entscheidender Bedeutung, wenn
dieses unserer gemeinsamen Währung Rechnung tragen
soll, und beide sind von entscheidender Bedeutung,
wenn es darum geht, die Glaubwürdigkeit der
Bankenunion zu untermauern und letztendlich deren
ursprüngliche Zusage zu erfüllen, nämlich den Staaten-
Banken-Nexus zu durchbrechen, das Finanzsystem
belastbarer zu machen und die Interessen der
Steuerzahler zu schützen. Gleichzeitig – und das geht
über die Beschränkungen des Bankensektors und der
Bankenunion hinaus – müssen wir Fortschritte bei der
Schaffung einer Kapitalmarktunion erwirken, um den
Anwendungsbereich der grenzüberschreitenden privaten
Risikoteilung weiter auszubauen.

Darüber hinaus müssen wir verhindern, dass
Ungleichgewichte jeglicher Art sich so entwickeln, dass
ein Krisenumfeld entsteht. Dafür brauchen wir einen
neuen Konvergenzprozess, der auf den Kapazitäten
unserer Volkswirtschaften beruht, Schocks abzufedern
und sich rasch von ihnen zu erholen. Dies würde nicht
nur – wie eben dargelegt – ein solideres Finanzsystem
erfordern, sondern auch eine stärkere Steuerung von
Strukturreformen sowie eine striktere Überwachung der
nationalen Haushaltspolitik. Um zu erreichen, dass sich
die Mitgliedstaaten an Schocks jeder Größe anpassen
können, muss auf europäischer Ebene auch für eine
zusätzliche Ebene der fiskalischen Stabilisierung gesorgt
werden.

Diese Schritte in Richtung der Vervollständigung der
Europäischen Währungsunion würden insgesamt nicht
nur dazu beitragen, dass uns der Euro erhalten bleibt,
sondern auch, dass er sich positiv entwickelt. Und damit
komme ich zum Ende und beantworte gern Ihre Fragen.

3-005

Der Vorsitzende.  Herr Präsident Draghi, ich schätze
nicht nur Ihre Anmerkungen zur Notwendigkeit, den
Anwendungsbereich des makroprudenziellen Rahmens
auf das Schattenbankwesen auszuweiten, sondern auch
Ihre Aussagen hinsichtlich eines politischen Zentrums

der Wirtschafts- und Währungsunion mit klar
geregeltem Mandat und uneingeschränkter
demokratischer Legitimität. Wir sind diesbezüglich Ihrer
Meinung und verfolgen die gleichen Ziele.

Wir kommen nun zur Beantwortung der Fragen. Den
Mitgliedern sei hiermit mitgeteilt, dass wir im Einklang
mit dem Beschluss der Koordinatoren die einschlägigen
neuen Regelungen strikt durchsetzen werden. Pro Frage
stehen genau zwei Minuten zur Verfügung. Steht im
Rahmen des Zeitfensters von fünf Minuten danach noch
Zeit zur Verfügung, können Folgefragen gestellt werden.

3-006

Burkhard Balz (EPP). – Herr Vorsitzender! Herr
Draghi, Sie haben viele interessante Themen
angesprochen, zu denen man jetzt in die Diskussion
einsteigen könnte.  Ich möchte ein Thema herausgreifen,
das mich, das unsere politische Fraktion, die EVP,
besonders umtreibt. Es wurde in den vergangenen Jahren
ja viel unternommen – da hat die EZB auch mitgewirkt,
aber auch die Politik –, um Marktturbulenzen und auch
Spekulationen einzudämmen, gerade auch im Fall von
Mitgliedstaaten mit sehr hohem Schuldenstand und
schlechter Wettbewerbsfähigkeit. Dabei sprechen wir
aber bislang nur von Mitgliedstaaten, die wirtschaftlich
gesehen nicht unbedingt zu den größten der Eurozone
gehören. Im Fall von größeren Mitgliedstaaten der
Europäischen Union jedoch wären die Dimensionen aus
meiner Sicht schier unvorstellbar. Der europäische
Stabilitätsmechanismus wird es aus meiner Sicht nicht
auffangen können, wenn große Mitgliedstaaten ihre
Haushaltsdisziplin schleifen lassen.

Sie als Europäische Zentralbank haben einen rechtlichen
und institutionellen Rahmen, der Sie bindet. Was
bedeutet das? Deswegen, glaube ich, muss man zu dem
Schluss kommen, dass die Mitgliedstaaten selbst auf
stabile Beine gestellt werden müssen, dass die immens
hohen Verschuldungsquoten abgebaut werden müssen
und Reformen zur Verbesserung der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit notwendig sind.

Deswegen würde ich Sie ganz gerne zu Beginn unserer
Diskussion heute fragen, wie Sie als Präsident der
Europäischen Zentralbank denjenigen gegenübertreten,
die nun eine Nachlässigkeit bei der Einhaltung des
Stabilitätspaktes fordern – manche sprechen auch von
Aufweichung.

3-007

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Wir haben gerade einen Fahrplan für eine
weitere Integration vorgelegt, die wir bei verschiedenen
Anlässen als eine „Vervollkommnung des Bundes“
bezeichnet haben, wobei wir uns mit dieser Benennung
an die Vereinigten Staaten und die dortigen Erfahrungen
anlehnen. Wir brauchen Vertrauen, wenn wir auf diesem
Weg voranschreiten wollen. Und um vertrauen zu
können, müssen wir die Regeln achten, die wir uns
selbst gegeben haben. Eine weitere Integration, also
gemeinsame Souveränitäten und Zuständigkeiten,
weitere gemeinsame Institutionen, wird es nicht geben,
wenn wir es nicht schaffen, das Vertrauen
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wiederherzustellen. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt
ist nur einer der Bereiche, in denen wir das Vertrauen
wiederherstellen müssen – wir müssen uns auch mit
einer allgemeineren Frage befassen, nämlich damit, dass
der Euroraum unabhängiger werden und auf seinen
eigenen Beinen stehen muss, bevor wir uns auf eine
gemeinsame Risikoteilung einigen können, was Risiken
angeht, die in verschiedenen Gebieten dieses Raums
eintreten könnten.

3-008

Elisa Ferreira (S&D). – Herr Präsident Draghi, Sie
haben wichtige Dinge angesprochen, die genau unseren
Bedenken entsprechen. Meine erste Frage betrifft das
erste von Ihnen angesprochene Thema. Sie haben Ihr
Möglichstes getan, um den Euro zu retten, und bisher ist
Ihnen das auch gelungen. Inzwischen haben wir es
allerdings mit einem stagnierenden externen Umfeld zu
tun, das im Abschwung begriffen ist, also mit dem
Problem China, Problemen in Lateinamerika und der
Tatsache, dass die US-Notenbank die Zinssätze nicht
erhöht. Wie lange noch können wir in Europa der Krise
einzig und allein mit unseren Maßnahmen die Stirn
bieten, ohne uns auf eine Fiskalpolitik hinzubewegen?
Auch Sie haben diese Frage wiederholt in den Raum
gestellt. Die Umsetzung Ihres Vorschlags im Rahmen
des Berichts der fünf Präsidenten, ein bestimmtes
gemeinsames Element, ein Schatzamt, zu schaffen,
braucht Zeit. Welche Vision schwebt Ihnen für die nahe
Zukunft vor?

Mein zweiter Punkt bezieht sich gezielt auf die
Vollendung der Bankenunion. Wir können nicht einfach
einen Prozess einleiten und dann in der Mitte des Weges
sagen: „Okay, jetzt machen wir nicht weiter.“ Es ist ein
Spiel, ein gefährliches Spiel, aber ein Spiel, das Europa
retten wird. Bei welchen Hindernissen können wir, kann
das Parlament, einen Beitrag leisten, um sie aus dem
Weg zu räumen, sodass die Einlagen der Unionsbürger
unabhängig von dem Land, in dem sie sich befinden,
geschützt sind, also die Mindesteinlagensicherung
gewährleistet ist? Das ist eine grundlegende
Voraussetzung für Vertrauen, und mir ist es
unverständlich, dass wir zögern, das von uns begonnene
Werk zu vollenden, und dieses Projekt nun in Frage
stellen.

3-009

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Wie ich bereits sagte, haben sich die
Wachstumsaussichten weiter verschlechtert, also
offensichtlich bestehen Abwärtsrisiken, auch wenn wir
sagen können, dass nach wie vor noch nicht erkennbar
ist, ob es sich um eine dauerhafte oder nur um eine
vorübergehende Risikozunahme handelt, wobei wir
allerdings davon ausgehen, dass viele
Herausforderungen, mit denen viele Schwellenländer
nun konfrontiert sind, wahrscheinlich für eine gewisse
Zeit bestehen bleiben werden.

In diesem Umfeld ist im Euro-Währungsgebiet nach wie
vor ein – leicht verlangsamter – Wirtschaftsaufschwung
zu verzeichnen, nebenbei gesagt aber auch nicht so viel
langsamer, da unsere Prognosen leicht korrigiert worden

sind, und wir erwarten, dass diese geringere
Wachstumsrate des zweiten Quartals auch bis zum Ende
des Jahres zu verzeichnen sein wird. Die Daten des
heutigen Tages scheinen dies zu bestätigen. Wir
verfolgen die bevorstehenden Risiken jedoch sehr
aufmerksam und werden auch künftig eine
akkommodierende Geldpolitik verfolgen und, wie
bereits in meinen einführenden Bemerkungen erwähnt,
reagieren, falls notwendig.

Der Aufschwung wird nach wie vor durch die
gesunkenen Ölpreise und unsere akkommodierende
Geldpolitik in der EU gefördert. Damit aus dem
zyklischen Wirtschaftsaufschwung allerdings ein
struktureller wird, müssen bestimmte Länder auf jeden
Fall Strukturreformen durchführen. Wir haben seit jeher
darauf hingewiesen, dass die Geldpolitik ganz sicher
helfen wird, und sie hat auch geholfen – und ich werde
wahrscheinlich noch darlegen können, warum sie
geholfen hat und dem Aufschwung im Euro-
Währungsgebiet derzeit immer noch hilft –, aber allein
mit der Geldpolitik ist es nicht getan. Sie kann aus einem
zyklischen Aufschwung keinen strukturellen machen.
Um dies zu erreichen, müssen bestimmte Länder
Strukturreformen durchführen.

Ein Schlüsselelement dieser Konsolidierung des
Aufschwungs ist die Wiederherstellung des Vertrauens,
und Vertrauen hat viele, sehr viele Gesichter und beruht
auf verschiedenen Elementen. Eines dieser Elemente
war ganz sicherlich das Vertrauen auf den
Finanzmärkten, und dieses Vertrauen ist inzwischen
wiederhergestellt. Im Grunde konnte nach 2012 eine
stetige Verbesserung des Vertrauens in die Märkte und
des Vertrauens des Finanzmarkts verzeichnet werden.
Vertrauen beruht aber auch auf anderen Elementen, und
eines dieser Elemente ist Zuversicht – Zuversicht darauf,
dass die geltenden Vorschriften geachtet werden, und
auch Zuversicht darauf, dass die Blaupause, die Agenda
für eine weitere Integration, auch wirklich
ernstgenommen wird und entsprechende Schritte
unternommen werden.

Vertrauen beruht auch auf der Zuversicht, dass gemachte
Zusagen auch wirklich erfüllt werden. Namentlich
wurde die Zusage gegeben, die Bankenunion zu
vollenden, und dies muss jetzt auch getan werden, und
wir dürfen dabei nicht auf sehr „große“
Vertragsänderungen warten bzw. Vertragsänderungen
verlangen und die Bankenunion erst danach vollenden.
Auch dies gehört zu der Zuversicht, die gebraucht wird,
um das Vertrauen wiederherzustellen, und der
Zuversicht, die notwendig ist, wenn wird von der
Einhaltung der gemeinsamen Regeln sprechen.

3-010

Notis Marias (ECR). – Einige Mitglieder des
Europäischen Parlaments sind der Auffassung, dass die
Europäische Zentralbank in ihren Tätigkeiten oft ihr
vertragsgemäßes Mandat überschreitet. Ich beziehe mich
dabei zunächst auf die Schreiben Jean-Claude Trichets
an die Regierungen Irlands, Spaniens und Italiens, die
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diesen unter dem Vorwand einer mutmaßlichen
Gewährleistung der Finanzstabilität zugingen.

Was Griechenland betrifft, so greift die EZB als
Mitglied der Troika in die Finanzpolitik des Lands ein.
Jedoch entsteht durch die Beteiligung der EZB an der
Troika ein Interessenkonflikt, da sie die Unabhängigkeit
der EZB beeinträchtigt. Auch ist bekannt, dass die
Troika der politischen Führung der Eurogruppe
untersteht. Der Generalanwalt des Europäischen stellte
in seinen Schlussanträgen im Rahmen des Falls über die
unbegrenzten Anleihekäufe bereits Anfang 2015 fest,
dass die EZB in keiner Weise in die im Rahmen des
ESM oder des EFSF vereinbarten Finanzhilfeprogramme
eingreifen dürfe, wenn Programme wie jenes zum
unbegrenzten Ankauf von Anleihen als Teil der
Geldpolitik der EZB gelten sollen; bei Griechenland ist
allerdings genau dies der Fall. Anders gesagt: Der
Generalanwalt forderte Sie auf, die Troika zu verlassen.

In seinem Urteil vom 16. Juni folgte der Europäische
Gerichtshof dann den Schlussanträgen des
Generalanwalts und war der Ansicht, dass die EZB
Interventionen in Form etwaiger Ankäufe von
Schuldtiteln der Mitgliedstaaten auf den
Sekundärmarkten mit hinreichenden Garantien
verbinden müsse. Ferner nahm das Europäische
Parlament im März 2015 einen von mir vorgelegten
Änderungsantrag an. In diesem hatte ich gefordert, dass
die EZB die Troika verlässt.

Vor diesem Hintergrund frage ich Sie, Herr Draghi:
Wann wird die Europäische Zentralbank die Troika
verlassen, um dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs
Rechnung zu tragen und den Interessenkonflikt zu
beenden und die Umsetzung der harten dritten
Absichtserklärung, durch die das griechische Volk noch
tiefer in die Armut getrieben wird, zu stoppen?

3-011

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Es tut mir leid, aber der Europäische
Gerichtshof hat sich hierzu nicht geäußert. Zweitens:
Wann wird die EZB die Troika verlassen? Die EZB wird
sicher nicht für immer Mitglied der Troika sein. Wir
befinden uns derzeit in einer Krise, aber die EZB trägt
den geltenden Rechtsvorschriften grundsätzlich
Rechnung. Es ist nicht an der EZB, zu entscheiden, ob
sie die Troika verlässt. Diese Entscheidung müssen
eigentlich Sie treffen.

3-012

Notis Marias (ECR). – Ich möchte Herrn Draghi gern
darauf hinweisen, dass er das Urteil des Europäischen
Gerichtshofs vielleicht nochmals lesen sollte, und zwar
insbesondere Randnummer 102, die wie folgt lautet:
„Folglich muss die EZB, wie der Generalanwalt in
Nr. 227 seiner Schlussanträge betont hat, wenn sie
Staatsanleihen an den Sekundärmärkten erwirbt, ihr
Tätigwerden mit hinreichenden Garantien versehen“.
Diese Garantien legt der Generalanwalt selbst in
Nummer 227 sowie auch in anderen Teilen seiner
Schlussanträge dar, der zufolge man nicht gleichzeitig
Mitglied der Troika sein und geldpolitische Maßnahmen

durch Programme wie jenes zum unbegrenzten Ankauf
von Anleihen durchführen kann. Sie sollten sich also mit
diesem Thema beschäftigen, Herr Präsident, weil Sie in
Bezug auf die Beteiligung der EZB...

(Der Präsident unterbricht den Redner.)

3-013

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Entschuldigen Sie bitte, aber ich betone,
dass das endgültige Urteil des Europäischen
Gerichtshofs das Programm für den unbegrenzten
Ankauf von Anleihen nicht betrifft. Es tut mir leid, aber
wir werden uns das später gemeinsam anschauen.

3-014

Sylvie Goulard (ALDE). – Herr Präsident, vielen Dank,
dass Sie heute hier sind und vielen Dank für Ihre Arbeit
im Rahmen des Berichts der fünf Präsidenten. Er ist ein
Vertrauensbeweis zu einem höchst wichtigen Zeitpunkt
und ein Beweis Ihres Vertrauens in die Zukunft.

Sie haben konkret das Thema der Außenvertretung des
Euro-Währungsgebiets angesprochen (Artikel 138
AEUV). Auch Präsident Juncker hat sich erneut dazu
geäußert. Mir obliegt der Entwurf eines kurzen Berichts
des Parlaments über die Rolle der Europäischen Union
bei den internationalen Einrichtungen des
Finanzbereichs. Daher würde ich Ihnen vor dem
Hintergrund der Argumentation, die Sie im Bericht der
fünf Präsidenten darlegen – die da wäre „Was können
wir sofort tun und welche Ziele können wir uns für die
Zukunft gemeinsam setzen?“ –, gerne Fragen zu diesem
Thema stellen.

Erstens: Wäre die EZB angesichts der Tatsache, dass
kurzfristig für mehr Transparenz und
Rechenschaftspflicht gesorgt werden soll, bereit, uns zu
erläutern, wie sich ihre Tätigkeiten als Mitglied des
Finanzstabilitätsrats und des Basler Ausschuss für
Bankenaufsicht gestalten? Sie haben betont, dass die
Bankenunion vollendet werden muss, aber ebendiese
wirkt sich auch auf unsere internationalen Beziehungen
aus, was Themen wie das CRD IV-Paket und TLAC
usw. anbelangt.

Daher bin ich der Auffassung, dass wir tätig werden
müssen, was unsere Zusammenarbeit angeht.

Zweitens: Sie haben zu Recht betont, dass dafür gesorgt
werden muss, dass die Gremien des Euro-
Währungsgebiets uneingeschränkt demokratisch
legitimiert sind. Dieser Demokratisierungsprozess sollte
vom Parlament überwacht werden. Allerdings ist
vorgeschlagen worden, dass die Eurogruppe für die
Außenvertretung verantwortlich zeichnet. Der Präsident
der Eurogruppe hält sich gegenüber dem Parlament
jedoch nicht für rechenschaftspflichtig.

Welche Meinung vertreten Sie, was die
Rechenschaftspflicht der Außenvertretung des Euro-
Währungsgebiets angeht?

3-015
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Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Zunächst möchte ich darauf hinweisen,
dass es – mit Ausnahme der Geldpolitik – den
Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament
zufällt, über die Frage der Außenvertretung des Euro-
Währungsgebiets zu entscheiden. Zu dieser Frage kann
die EZB keinen unabhängigen Standpunkt haben.
Selbstverständlich ist die Antwort auf diese Frage ganz
klar, wenn es um geldpolitische Angelegenheiten geht:
Für die Außenvertretung in diesem Bereich ist und bleibt
die EZB zuständig.

Was die Beteiligung der EZB im Finanzstabilitätsrat und
im Basler Ausschuss für Bankenaufsicht angeht, so ist
Ihnen ja bekannt, dass die EZB in beiden Gremien
mitwirkt, und zwar sowohl als EZB und in Form ihres
Aufsichtsgremiums, des SSM. In diesem Rahmen tragen
wir die Ansichten der Institution ganz klar in die
internationalen Organisationen weiter, aber auch hier
gilt: Auch die Mitgliedstaaten sind Mitglieder dieser
Organisationen, und im Moment – wie auch in den
vergangenen Jahren – werden Bemühungen angestrengt,
um zu erreichen, dass das Euro-Währungsgebiet zu
vielen der dort erörterten Themen gemeinsame
Standpunkte vertritt. Manchmal ist dies möglich und
kann erfolgreich umgesetzt werden, manchmal
allerdings auch nicht. Schlussendlich hat dies aber nicht
verhindert, dass bei verschiedenen Fragen eine Einigung
erzielt werden konnte, die im Großen und Ganzen für
alle Mitgliedstaaten zufriedenstellend war. Wenn Sie
aber nach einer eher fachlichen Beurteilung dessen
fragen, ob bestimmte Dinge denn nicht verbessert
werden könnten, dann lautet meine Antwort: Ja, dem ist
so. Die Entscheidung darüber, wie sich diese
Verbesserungen gestalten sollten, obliegt allerdings
Ihnen und den Mitgliedstaaten.

3-016

Sylvie Goulard (ALDE). – Herr Draghi, entschuldigen
Sie, aber Sie scheinen nun ganz plötzlich sehr
bescheiden zu werden. Sie sind an den Tätigkeiten der
fünf Präsidenten beteiligt, in deren Rahmen Sie zu
hochpolitischen Themen Stellung nehmen. Ich hoffe
daher, dass es uns möglich sein wird – wenn auch nicht
gerade heute – zu erörtern, inwiefern es möglich wäre,
für mehr Transparenz zu sorgen, was die Tätigkeiten des
Finanzstabilitätsrats und des Basler Ausschusses angeht.

3-017

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Die EZB ist bereit und willens, das
Europäische Parlament und den ECON-Ausschuss über
ihre Position in diesen und auch anderen Gremien zu
informieren.

3-018

Fabio De Masi (GUE/NGL). – Herr Präsident Draghi,
die EZB hat – wenn ich das richtig verstehe – externe
Rechtsgutachten in Bezug auf die Begründung des
Beschlusses in Auftrag gegeben, seit Anfang des Jahres
keine griechischen Staatsanleihen mehr als Sicherheiten
zu akzeptieren. Könnten Sie dem Europäischen
Parlament und diesem Ausschuss diese Gutachten
vorlegen?

Zweitens haben Sie auf das Risiko einer erneuten
Finanzkrise hingewiesen, wie es auch Alan Greenspan
getan hat, der für gewöhnlich ziemlich optimistisch ist.
Ich würde gern wissen, welche Rolle eine
Bankenstrukturreform im Rahmen der
makroprudenziellen Maßnahmen in Europa Ihrer
Ansicht nach spielen sollte, beispielsweise die Trennung
bestimmter Tätigkeiten des Investmentbanking von
jenen des herkömmlichen Privatkundengeschäfts.

Drittens würde ich Ihnen gern Fragen im
Zusammenhang mit einigen Medienberichten stellen, die
mir besonderen Anlass zur Sorge bereiten: Es gibt
verschiedene Hinweise darauf, dass ein Drittel der
Mittarbeiter der EZB Gefahr läuft, einen Burnout zu
erleiden, und ein weiteres Drittel Anzeichen einer
Erschöpfung zeigt. Wie sorgt die EZB dafür, dass die
Bestimmungen der EU-Arbeitszeitrichtlinie eingehalten
werden? Wird die Arbeitszeit erfasst, und falls ja, wie?
Warum hat die EZB eine Befristung von zwei Jahren
eingeführt, was die Tätigkeiten von Leiharbeitskräften
angeht, die mit Management- und Verwaltungsaufgaben
betraut sind? Warum sorgt die EZB nicht für eine
Gleichstellung bei der Vergütung für alle
Leiharbeitskräfte nach einer Beschäftigungszeit von
neun Monaten?

3-019

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Was Ihre dritte Frage angeht, so möchte
ich darauf hinweisen, dass alle diese Fragen derzeit
geprüft werden. Wir haben in der EZB eigens eine
Mitarbeiterbefragung durchgeführt. Arbeit heißt, dass
man gemeinsam voranschreitet, und die Gesamtheit
dieser das Personal betreffenden Fragen erörtern wir
gemeinsam mit unseren Mitarbeitern.

Was Ihre zweite Frage angeht: Ich bin weder
optimistisch noch pessimistisch. Ich sehe lediglich der
Wahrheit ins Auge, und wir –die EZB und der EZB-Rat
– reagieren entsprechend. Die Strukturreformen der
Banken sind ein Beispiel für ein Thema, bei dem wir
noch Fortschritte erreichen müssen, um unsere
Strukturen solider, stärker und widerstandsfähiger zu
machen, was Schocks angeht. Die Arbeit an der
Bankenstrukturreform geht also weiter. Die wesentliche
Frage angesichts der Tatsache, dass sich unser
Bankensystem grundlegend von jenen in anderen
Regionen unterschiedet, besteht darin, wie eine
Strukturreform des Bankensystems zu gestalten ist, in
deren Rahmen Schritte hin zu stärkeren Institutionen und
einer möglichen Trennung der Tätigkeiten erreicht
werden und gleichzeitig die besonderen Merkmale
unseres Bankensystems berücksichtigt werden können
und dafür gesorgt werden kann, dass unsere Banken im
Vergleich zu anderen Hoheitsgebieten, in denen
Strukturreformen anders durchgeführt werden, keinem
Wettbewerbsnachteil ausgesetzt werden.

Die Reformen als solche lassen den nationalen
Aufsichtsbehörden – die ihre Positionen auch im SSM
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abstimmen werden – einen gewissen
Ermessensspielraum.

Ich bin nicht sicher, ob wir ein Rechtsgutachten über die
Ablehnung griechischer Schuldverschreibungen haben.
Was ich aber sicher weiß, ist – und ich möchte gerne
Ihre Frage dafür nutzen, die derzeitige Lage zu
kommentieren –, dass der EZB-Rat bestätigt, dass
Griechenland deutliche Fortschritte sowohl mit Blick auf
die haushaltspolitische Lage als auch bei der Umsetzung
mehrerer Reformen gemacht hat. Jetzt haben die
Diskussionen über das dritte Programm begonnen. Sie
werden in den nächsten Wochen weitergeführt. Die
Frage ist, wann wir die Sonderregelung wieder
anwenden. Das ist eine wichtige Maßnahme, die
erwogen werden muss. Wenn ein Land eine
Sonderregelung haben will, muss es an einem
Finanzhilfeprogramm teilnehmen, was der Fall ist. Es
muss sich an die Vorgaben des Programms halten – das
ist in den letzten Wochen so gewesen, und das wird in
den nächsten Wochen noch mehr so sein – und das
Programm auch unter verschiedenen Regierungen
umsetzen. Es muss die sogenannten Vorbedingungen
erfüllen, das heißt, es muss mit entschlossenen
Maßnahmen, die in diesem laufenden Programm
Strukturreformen, die Haushaltspolitik und andere
wichtige politische Entscheidungen umfassen, zeigen,
dass es sich das Programm zu eigen gemacht hat.
Darauf folgt noch ein weiterer Schritt, nämlich die
Bewertung der Schuldentragfähigkeit. Wie Sie wissen,
hat der EZB-Rat schwerwiegende Bedenken hinsichtlich
der Schuldentragfähigkeit geäußert. Wenn Sie eine
tiefgreifende Reform haben – ein einschneidendes
Programm –, die Wachstum generiert, aber auch soziale
Ausgewogenheit und haushaltspolitische und finanzielle
Tragfähigkeit mit sich bringt, und wenn dieses
Programm wirklich verantwortlich umgesetzt wird, dann
haben Sie einen größeren Spielraum für einen
Schuldenerlass, was natürlich für die Beurteilung der
Schuldentragfähigkeit von großer Bedeutung ist.

Wenn wir an dieser Stelle angekommen sind, dann
sollten wir nicht vergessen, dass das Programm der
quantitativen Lockerung seine eigenen Regeln hat, wir
haben nämlich zuallererst gewisse Grenzen –
Ankaufobergrenzen, Emittentenobergrenzen – und wir
können natürlich keine Schuldverschreibungen kaufen,
solange eine Überprüfung im Gange ist. Aus all dem
können wir ableiten, dass wir zügig voranschreiten, das
Programm umsetzen, die Vorbedingung erfüllen und die
Überprüfung erfolgreich abschließen sollten.

3-020

Fabio De Masi (GUE/NGL). – Nur zu Ihrer
Information, Herr Draghi, Herr Yves Mersch hat mich
über diese Rechtsgutachten informiert. Ich weiß nicht,
ob das eine vertrauliche Information war, aber ich würde
diese Gutachten trotzdem gerne sehen.

3-021

Ernest Urtasun (Verts/ALE). – Herr Draghi, ich
komme noch einmal auf Griechenland und die
diesbezüglich gefassten Beschlüsse zurück. In der
Pressekonferenz nach der Sitzung des EZB-Rats vom

Juli haben Sie auf eine Frage geantwortet, die
griechischen Banken seien der punktuellen Bewertung
durch den SSM zufolge zwar formell solvent, die EZB
führe aber eine dynamische Bewertung durch, die diese
Solvabilität wegen der Abhängigkeit dieser Banken vom
Staat und wegen der Auswirkungen der politischen
Entwicklungen auf notleidende Kredite in Frage stelle.

Diese Bewertung macht deutlich, warum der EZB-Rat
die Notfall-Liquiditätshilfe (ELA) nicht erhöht, und sie
erklärt auch die Beschlüsse zur ELA. Es soll jedoch
zumindest einmal in Zypern vorgekommen sein, und
zwar lange vor dem Rettungsprogramm, dass die EZB
ELA für eine Einrichtung – ich glaube, es war die Laiki-
Bank, die frühere Volksbank – genehmigte, die der
Bewertung der EZB selbst zufolge einen negativen
Eigenkapitalanteil aufwies und deshalb eindeutig als
insolvent eingestuft wurde, auch wenn die punktuelle
Bewertung der nationalen Aufsichtsbehörde zu dem
Schluss kam, die Einrichtung sei solvent.

Ich habe also folgende Frage: Können wir aus einer
solch differenzierenden Behandlung, bei der zwei
Einrichtungen von ihrer Aufsichtsbehörde als solvent
eingestuft werden und diese Solvabilität durch die
Bewertung der EZB in Frage gestellt wird, schließen,
dass die Solvabilitätsbewertung der Aufsichtsbehörden
nicht nur eine notwendige Vorbedingung für die
Gewährung von ELA ist, sondern dass der EZB-Rat
einen bedeutenden Ermessensspielraum für die
Ausgestaltung der für eine solche Gewährung zu
erfüllenden Bedingungen hat?

Das ist meine erste Frage. Außerdem würde ich gerne
wissen, ob die Bestimmungen über die ELA Ihrer
Auffassung nach bei diesem Punkt eindeutig genug sind
oder nicht.

Mein letzter Punkt, Herr Draghi, bezieht sich darauf,
dass Ihre Beschlüsse zu Griechenland heftig kritisiert
wurden, da sie zu eng mit den Beschlüssen der
Eurogruppe abgestimmt waren. Glauben Sie, dass die
Unabhängigkeit der Bank mit den jüngsten Beschlüssen
vom Juli in Frage gestellt wurde?

3-022

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Lassen Sie mich zunächst schnell die
erste Frage beantworten. Nein, es gibt keine
Asymmetrie. Wir haben uns auf die Bewertungen der
jeweiligen Solvabilität und auf die jeweils zuständige
Aufsichtsbehörde verlassen. Bei Zypern war das die
nationale Zentralbank, bei Griechenland war es der
SSM.

Zum zweiten Punkt – den ELA – kann ich sagen, dass
die Bestimmungen über die ELA meiner Auffassung
nach ziemlich eindeutig sind. In diesen Bestimmungen
war nie festgelegt, dass die Liquiditätshilfe
bedingungslos und unbegrenzt geleistet wird – wie
manche unserer Kritiker behauptet haben –, und es war
auch nie festgelegt, dass die Solvabilität der Banken
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dynamisch bewertet werden sollte, wie manche Kritiker
aus dem entgegengesetzten Lager behauptet haben.

Das bringt mich zur Antwort auf die dritte Frage.
Schauen Sie, die EZB wird von rechts und von links
kritisiert. Sie wird kritisiert, weil sie die ELA nicht zu
einem ganz frühen Zeitpunkt gekürzt, sie vielleicht sogar
auf null zurückgefahren und somit die unmittelbare
Insolvenz des griechischen Bankensystems ausgelöst
hat, und sie wurde kritisiert, als sie die ELA zu einem
bestimmten Zeitpunkt in gleicher Höhe weitergeführt –
nicht gekürzt, sondern weitergeführt – hat. Ich denke
mal, Kritiken hin oder her, ich bin ganz zufrieden mit
der Unabhängigkeit der EZB.

3-023

David Coburn (EFDD). – Herr Vorsitzender, würden
Sie mir erlauben, vor meinem Zwei-Minuten-Beitrag
einen Antrag zur Geschäftsordnung einzubringen?

3-024

(Der Vorsitzende)  Sagen Sie mir rasch, worum es
geht.

3-025

David Coburn (EFDD). – Es geht darum, dass das UK
zwar gezwungenermaßen 55 Mio. EUR Kapital als
Sicherheit bei der EZB eingezahlt hat, wir aber kein
Stimmrecht haben.

(Der Vorsitzende unterbricht den Redner.)

3-026

(Der Vorsitzende)  Tut mir leid, das ist kein Antrag
zur Geschäftsordnung, kommen Sie bitte zur Frage. Die
Zeit läuft. Sie haben zwei Minuten.

3-027

David Coburn (EFDD). – Das UK hat zwar kein
Stimmrecht im – wie heißt er noch gleich – für die
Währung, wir müssen aber auch nicht darunter leiden.
Aber ich finde, Sie sollten meinem irischen Freund
Herrn Flanagan hier, der nicht dem Ausschuss angehört,
erlauben, das Wort zu ergreifen, denn er würde Präsident
Draghi sehr gerne fragen, warum er nicht vor dem
irischen Parlament erscheint, um dort über die äußerst
schwerwiegenden Anschuldigungen zu sprechen,
wonach die EZB gedroht habe, die irische Wirtschaft
kollabieren zu lassen, wenn die irische Regierung die
Verluste der französischen und deutschen Privatbanken
nicht übernehmen und dem irischen Volk aufbürden
würde.

Wenn wir berücksichtigen, dass die EZB jedem Iren eine
höhere Verschuldung aufbürdet als der Vertrag von
Versailles nach dem Ersten Weltkrieg jedem Deutschen,
dann finde ich, dass Sie dem Herrn erlauben sollten, das
Wort zu ergreifen. Er versteht mehr von diesem Thema
als die meisten anderen Leute. Er ist Ire, er musste das
über sich ergehen lassen, und ich finde, Sie sollten ihn
das Wort ergreifen lassen.

3-028

(Der Vorsitzende)  Ich möchte nur klarstellen, dass
das Mitglied Redezeit Ihrer Fraktion nutzen könnte.

3-029

David Coburn (EFDD). – Nein, ich fürchte, er gehört
nicht zu unserer Fraktion.

3-030

(Der Vorsitzende)  Zum Thema Irland ist zu sagen,
dass die Koordinatoren beschlossen haben, es in den
nächsten währungspolitischen Dialog im November
aufzunehmen. Dieser Punkt kann also im November
angesprochen werden, und Herr Draghi wird darauf
antworten.

(Herr Coburn: „Ja, aber das ist ja erst …“)

Das haben die Koordinatoren beschlossen.

(Herr Coburn: „Ja, aber das ist ja erst, wenn der
parlamentarische Ausschuss für die irischen
Staatsfinanzen …“)

Bitte unterbrechen Sie unsere Sitzung nicht. Ihre
Redezeit ist abgelaufen.

(Herr Coburn: „Mein Herr, ich halte es für sehr wichtig,
darüber zu sprechen. Wir reden hier über eine sehr
schwerwiegende Anschuldigung. Das wird nicht gut
aussehen für Herrn Draghi. Ich finde, Sie sollten mit ihm
darüber sprechen.“)

Wie ich schon gesagt habe, haben wir auf der Ebene der
Koordinatoren beschlossen, diesen Punkt im November
zu besprechen. Wir haben außerdem begrüßt, was Herr
Draghi dem irischen Parlament gesagt hat. Vor dem
Europäischen Parlament muss Rechenschaft abgelegt
werden.

3-031

Bernard Monot (ENF). – Herr Präsident Draghi,
meiner Ansicht nach gibt es in der Politik der EZB
derzeit einen gewissen Widerspruch. Ich würde Sie um
eine Erklärung bitten, damit wir das klarer sehen.

Einerseits unterstützt Ihr Organ indirekt das
Wirtschaftswachstum, indem es sowohl seit jeher die
Zinssätze steuert – die derzeit auf einem Rekordtief sind
– als auch seit 2012 eine Vielzahl unkonventioneller
Instrumente – nämlich GLRG, LRG und ELA und 2015
das Programm der quantitativen Lockerung – einsetzt.
Damit sollen die Banken dazu gebracht werden,
Darlehen an die Realwirtschaft zu vergeben, und es soll
dem Risiko einer Deflation, das Sie uns Anfang des
Jahres erläutert haben, begegnet werden. Das ist ja alles
gut und schön, es muss aber festgestellt werden, dass das
bislang trotz der Zielsetzung Ihrer Politik nicht
besonders gut funktioniert hat.

Andererseits drängt die EZB auf eine Reform bei der
aufsichtlichen Behandlung von Staatsanleihen. Diese
Staatsanleihen profitieren derzeit davon, dass das Risiko
mit null bewertet wird, das heißt, es wird davon
ausgegangen, dass keinerlei Risiko besteht, dass ein
Mitgliedstaat der EU seine Schulden nicht bezahlt. Das
erhöht die finanzielle Solvabilität der Banken, die diese
Staatsanleihen halten. Sie wollen nun eine variable
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Gewichtung einführen; gut und schön, das verbundene
Risiko kann sich aber definitionsgemäß nur erhöhen,
wenn wir zuvor von einem Null-Risiko ausgehen. Die
Solvabilität wird also automatisch schlechter, und somit
werden die Möglichkeiten der Banken, andere Risiken
einzugehen – also Darlehen an die Wirtschaftsakteure zu
vergeben –, eingeschränkt. Damit haben wir genau das
Gegenteil von dem, was Sie mit Ihrer Politik bezwecken.
Damit würden die Märkte und die Ratingagenturen sogar
in die Lage versetzt, die Wirtschaftspolitik in den
Ausgabestaaten indirekt zu beeinflussen, indem sie
indirekt über die Banken Druck ausüben.

Ich würde gerne wissen, wie Sie diesen Widerspruch in
den Zielen erklären.

3-032

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Ich sehe hier eigentlich keinen
Widerspruch. Wir haben eine höchst akkommodierende
Geldpolitik betrieben, und das werden wir in Erfüllung
unseres Mandats auch so fortsetzen, da die Inflationsrate
unserem Mandat zufolge knapp unter 2 % liegen soll,
und davon sind wir derzeit weit entfernt. Unsere Politik
funktioniert, das ist eine Tatsache. Ich habe zwar zu
Beginn meiner Ausführungen einen eher getrübten
Ausblick auf die Weltwirtschaft gegeben, aber es gibt
bei der Kreditvergabe doch ein paar positive
Entwicklungen, auf die ich Sie gerne aufmerksam
machen würde: die positiven Entwicklungen im Euro-
Währungsgebiet.

Die Kreditmärkte fangen an, sich zu erholen, und diese
Erholung tritt immer mehr zutage. All unsere Studien
auf beiden Seiten – bei den Banken, also den
Kreditgebern, und den KMU, den Kreditnehmern –
weisen darauf hin, dass die Darlehensvergabe
angestiegen ist, und zwar nicht nur in Bezug auf das
Volumen – das auch sehr wichtig ist –, sondern auch in
Bezug auf die geografische Ausdehnung. Anders gesagt
hat die Darlehensvergabe sowohl in den unter Druck
stehenden Ländern als auch in den nicht unter Druck
stehenden Ländern zugenommen.

Die Kreditzinsen sind gesunken. Wir nutzen einen
sogenannten zusammengesetzten Indikator für
Darlehenskosten, der für das gesamte Euro-
Währungsgebiet zeigt, dass die Kreditzinsen seit der
Ankündigung der Maßnahmen zur Förderung der
Kreditvergabe im Durchschnitt des zusammengesetzten
Indikators um 70 Basispunkte gefallen sind. Außerdem
stellen wir fest, dass auch die Streuung zwischen großen
und kleinen Darlehensgebern wie KMU sowohl beim
Volumen als auch bei den Kosten zurückgegangen ist.

Insgesamt gesehen weisen diese Entwicklungen an den
Darlehensmärkten also offenbar verstärkt auf eine
fortgesetzte Erholung hin. Wir sprechen hier über eine
schrittweise Erholung. Wir sprechen noch nicht über
eine einschneidende Entwicklung, aber über eine
Entwicklung, die sich stetig zum Positiven hin fortsetzt.
Diese Entwicklung und die sehr verhaltenen
Verbesserungen auf den Arbeitsmärkten sind die

positiven Anzeichen einer Erholung, die – und das ist
noch ein Unterschied gegenüber früheren Szenarien – in
erster Linie von der Binnennachfrage getragen wird. Das
zeigt gewissermaßen, dass unsere Strategien tatsächlich
wirken.

Besteht ein Widerspruch zu unseren aufsichtspolitischen
Maßnahmen? Darauf wollen Sie doch hinaus, nicht
wahr? Ich möchte dies allgemein behandeln, dann
komme ich konkret zu der von Ihnen aufgeworfenen
Frage zu der Risikobewertung von Staatsanleihen.

Generell besteht kein Widerspruch zwischen einer
akkomodierenden Geldpolitik und einer strengen
Aufsicht über das Bankensystem. Wenn eine Bank
schwach ist und nicht über Kapital verfügt, kann sie
keine Darlehen vergeben. Wenn eine Bank ihre
Vermögenswerte in riskante Unternehmungen investiert
hat, kann sie keine Darlehen vergeben. Aus diesem
Grund brauchen wir strikte Aufsichtsmaßnahmen, damit
die Erholung mit einem robusten Kreditmarkt
einhergeht. Das ist übrigens die Erfahrung, die wir 2010,
2011 und vor allem 2012 gemacht haben, als aus
makroökonomischer Sicht – insbesondere aus
geldpolitischer Sicht – alle Voraussetzungen für eine
Erholung mit einer deutlichen Ausweitung der Liquidität
gegeben waren und das Bankensystem die Wirtschaft
trotzdem nicht mit Krediten versorgt hat.

Dies haben wir jetzt glücklicherweise überwunden.
Warum? Weil sich die Banken vor und nach der
umfassenden Bewertung durch den SSM selbst
beträchtlich gestärkt haben, und jetzt können wir sehen,
dass sich die Kreditvergabe erholt. Eine konsequente
Aufsicht – und wenn ich konsequente Aufsicht sage,
dann sollte diese auf Tatsachen basieren, auf einer
angemessen realistischen und nüchternen Bewertung der
Risiken – steht folglich nicht im Widerspruch zu einer
akkomodierenden Geldpolitik, sondern sie ist sogar eine
Bedingung, eine Voraussetzung dafür, dass sich diese
Geldpolitik tatsächlich auf die Wirtschaft auswirkt.

3-033

Danuta Maria Hübner (PPE). – Ich möchte Ihnen
gerne zwei Fragen stellen. Eine bezieht sich auf den
Bericht der fünf Präsidenten und auch auf meinen Ärger,
wenn ich die Reaktion einiger der wichtigsten
Mitgliedstaaten sehe, die keine wirkliche Begeisterung
zeigen. Das macht deutlich, dass wir es bei der Reform
der WWU auch diesmal wieder mit einer
bruchstückhaften Vorgehensweise zu tun haben könnten,
was bedeutet, dass wir wieder einmal nicht das machen,
was nötig ist, sondern das, was sich politisch
durchsetzen lässt.

In diesem Zusammenhang bezieht sich meine Frage an
Sie auf das europäische Einlagensicherungssystem. Wir
wissen noch nicht, was die Kommission vorschlagen
wird, aber ich denke mal – nehme an, hoffe –, dass es
darauf hinauslaufen wird, dass es – mit einer
fiskalischen Rettungsleine – von den Banken privat
finanziert wird. Würden Sie eine mögliche,
praxistaugliche und gerechtfertigte Erleichterung darin
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sehen, wenn dieses Einlagensicherungssystem mit dem
Abwicklungsfonds verknüpft werden würde? Der
Aufbau wäre in jedem Falle einfacher.

Meine zweite Frage hat mit der Geldpolitik zu tun. Ich
glaube, dass diese lockere Geldpolitik irgendwann
wieder beendet werden muss, was sich vermutlich
negativ auf das Wachstum auswirken wird. Die von
Ihnen betriebene quantitative Lockerung war eine
beispiellose Maßnahme, und ich glaube, dass wir für die
Rückkehr zu einer restriktiveren Geldpolitik vielleicht
nochmals eine beispiellose Vorgehensweise brauchen.
Ich frage also nach den Risiken, die sich ergeben, wenn
sich Ihre derzeitige Geldpolitik wieder aus dem
Niedrigzinsumfeld herausbewegt. Welche Risiken sehen
Sie generell im Bereich der haushaltspolitischen
Anpassungen und beim Bankensektor? Wie schätzen Sie
die künftige Entwicklung ein?

3-034

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Wie wir bereits zu Beginn gesagt haben,
brauchen wir für die Vollendung der Bankenunion
Fortschritte bei der Schaffung eines europäischen
Einlagensicherungssystems und wir brauchen die
Einrichtung des einheitlichen Abwicklungsfonds. Diese
Maßnahmen gehören zu den Verpflichtungen, die die
Mitgliedstaaten feierlich eingegangen sind, als sie die
Bankenunion ins Leben gerufen haben. Es wäre falsch,
die Schwierigkeiten – eher politischer als
wirtschaftlicher Natur – bei der Verwirklichung beider
Initiativen zu unterschätzen, aber es gab
Verpflichtungen, es gab Zusagen, und die müssen jetzt
erfüllt werden.

Das europäische Einlagensicherungssystem hat
gegenüber nationalen Einlagensicherungssystemen
unbestritten mehrere Vorteile. Zum einen würde es sie
ganz sicher stärken, aber zum anderen – und das ist ja
gewissermaßen eines der Ziele all unserer politischen
Reformen der letzten fünf Jahre – würde es die
Verknüpfung zwischen Banken und Staaten schwächen.
Die Banken sind jetzt tatsächlich ein Teil der
Bankenunion. Schließlich haben wir jetzt eine
Aufsichtsbehörde, wir haben einen einheitlichen
Abwicklungsfonds, und wir behandeln die Banken
überall gleich. Warum sollten Einleger nicht auch in der
gesamten Union gleich behandelt werden? Ich glaube,
hier geht es um ein Prinzip, dem wir Rechnung tragen
müssen.

Sie fragen mich nun nach dem Ausstieg aus der
derzeitigen Geldpolitik. Ich glaube ganz eindeutig, dass
wir die Werkzeuge und die Instrumente dafür haben. Ich
würde einfach sagen, das ist ein Luxusproblem.

3-035

Paul Tang (S&D). – Natürlich ist das ein
Luxusproblem, und ich denke mal, es ist noch zu früh,
um über einen Ausstieg zu sprechen. Ich würde Ihnen
gerne wenigstens zwei Fragen stellen.

Auf dem Titelblatt des Economist von dieser Woche ist
Jeremy Corbyn dabei zu sehen, wie er die Labour-Partei

zurück in die 1960er-Jahre führt – „Zurück,
Kameraden!“ –, was natürlich nicht so ganz fair ist, denn
in den 1960er-Jahren hat ja noch kein führender
Politiker von quantitativer Lockerung gesprochen. In
den 1960er-Jahren tat das noch niemand, aber Jeremy
Corbyn hat es jetzt getan. Er sagte, wir bräuchten eine
quantitative Lockerung für die Menschen und nicht für
die Banken. Das ist ein interessanter Gedanke, und
manche Wirtschaftswissenschaftler – und das macht ihn
sogar noch interessanter – sind geneigt, ihm
zuzustimmen. Ich glaube, in diesem Parlament sind
einige Ideen aufgekommen, zum Beispiel die, ob die
EZB nicht zumindest einige der Investitionen im EFSI
finanzieren könnte.

Wie ich schon sagte, neigen manche
Wirtschaftswissenschaftler dazu, ihm zuzustimmen.
Außerdem habe ich diese Woche Willem Buiter
getroffen. Er sagt, wenn die Citibank vorhersagt, dass
uns eine weltweite Rezession bevorsteht, dann brauchen
wir Helikopter-Geld – was nicht das Gleiche ist wie eine
quantitative Lockerung für die Menschen –, und zwar
nicht nur im Euro-Währungsgebiet und im UK, sondern
auch in den USA und in China.

Ich freue mich darüber, dass Sie auf die Effizien Ihres
Programms zum Ankauf von Vermögenswerten, Ihres
Programms der quantitativen Lockerung, eingehen und
dass es die Zinssätze senkt, aber manche
Wirtschaftswissenschaftler und auch andere kritisieren
die Effizienz Ihres Programms, und ich würde sehr gerne
etwas darüber hören, was Ihr Programm – wenn ich so
sagen darf – auch zu, sagen wir mal, den Investitionen
von KMU und anderen Unternehmen beiträgt.

3-036

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Nun, die Antwort auf Ihren letzten Punkt
lautet: Ja, das Programm ist wirksam, und es wird seine
Wirksamkeit weiter erhöhen. Wie ich bereits sagte,
haben wir jetzt eine Erholung auf den
Darlehensmärkten. Die Wachstumsraten in manchen der
unter Druck stehenden Ländern sind zum ersten Mal seit
ich weiß nicht wie viel Jahren nach oben korrigiert
worden, aber besonders vielversprechend sind die
Entwicklungen auf den Darlehensmärkten, die darauf
hindeuten, dass neue Kredite vergeben werden. Denn
jetzt – und wir reden hier über Nettoströme – haben wir
Bruttoströme abzüglich der Beendigung früherer
Darlehen. Dieser Prozess verläuft eher schrittweise, aber
es gibt ihn. Er verläuft schrittweise, weil wir häufig noch
notleidende Kredite haben, die sich auf die Bilanz der
Banken auswirken und eine erneute Kreditvergabe
erschweren. Aber es gibt ihn. Ich möchte noch
hinzufügen, dass es interessante Sachverhalte gibt, die
die Wirksamkeit unseres Programms deutlich machen.
Das GLRG-Programm beispielsweise hat jetzt eine
Höhe von 387 Mrd. EUR erreicht, und wir haben Belege
dafür, dass diejenigen, die am häufigsten auf das
Programm zugreifen, auch diejenigen sind, die die
meisten Darlehen – auch und gerade an KMU –
vergeben haben, und das sind auch genau die, bei denen
die Zinssätze am stärksten gefallen sind. Es gibt also
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interessante Zusammenhänge zwischen unseren
Programmen und ihrer Wirksamkeit.

Die zweite Erwägung ist, dass Zentralbanken
jahrhundertelang – über die Banken und/oder die Märkte
– Geld in die Wirtschaft gepumpt haben. Das sind die
Fakten, und deshalb werden wir die Ideen, die derzeit
erörtert werden, ganz sicher berücksichtigen; sie werden
überall erörtert, und die EZB nimmt in akademischen
Foren und anderen Plattformen an diesen Diskussionen
teil.

Wir sollten außerdem die rechtlichen Aspekte mit Blick
auf das Euro-Währungsgebiet und die EZB nicht
unterschätzen. Man sollte sich deshalb fragen, ob
Helikopter-Geld mit den Verträgen usw. in Einklang zu
bringen ist. Ich sage das nicht, um die Entscheidung in
irgendeiner Richtung vorschnell zu beurteilen, aber die
derzeitigen Herausforderungen sind so schwerwiegend,
dass wir grundsätzlich alle uns bekannten verfügbaren
Instrumente einsetzen müssen, dessen sind wir uns
bewusst.

3-037

Pablo Zalba Bidegain (PPE). – Herr Präsident, ich
stimme Ihnen zu, wenn Sie sagen, dass Vertrauen für
eine Konsolidierung der wirtschaftlichen Erholung von
größter Bedeutung ist. Und ich stimme Ihnen auch zu,
wenn Sie sagen, dass die Geldpolitik nicht in der Lage
ist, aus einer zyklischen Erholung eine nachhaltige und
langfristige Erholung zu machen. Ich bin jedoch auch
besorgt über die derzeitige Unsicherheit an den Märkten:
zum einen die Unsicherheit mit Blick auf die
amerikanische Geldpolitik, von der manche Experten
sagen, dass sie mehr Auswirkungen – in erster Linie auf
Drittländer – hat als eine Anhebung der Zinssätze, und
zum anderen die Unsicherheit, die derzeit wegen der
Instabilität der Märkte in China entsteht.

Ich möchte Sie zuerst fragen, ob Sie glauben, dass diese
Unsicherheit längere Zeit auf dem Markt zu spüren sein
wird.

Wenn das so ist, dann machen Sie – wenn ich Sie richtig
verstanden habe – mit dem Programm der quantitativen
Lockerung weiter, aber meine Frage lautet: Wenn die
Unsicherheit länger anhält, würden Sie dann
ambitioniertere oder aggressivere geldpolitische
Maßnahmen ausschließen? Wir haben bereits etwas über
eine solche Maßnahme gehört. Ich würde gerne wissen,
ob Sie die Möglichkeit – und das betone ich –,
zusätzliche aggressivere oder ambitioniertere – oder wie
immer Sie das nennen wollen – Maßnahmen zu
ergreifen, völlig ausschließen würden.

3-038

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Es ist ganz offensichtlich, dass wir jetzt
eine Zeit lang eine weltweit uneinheitliche Geldpolitik
haben, was auch noch so bleiben wird. In anderen
Weltregionen gewinnt die Erholung an Fahrt, und in
manchen Weltregionen – beispielsweise bei uns – haben
wir zwar eine anhaltende Erholung, die aber noch
verhalten und gerade erst am Anfang ist. Wir sprechen

über die mittelfristigen Inflationsaussichten – die, wie
ich gerade gesagt habe, in den makroökonomischen
Analysen im September nach unten korrigiert wurden.
Die Unsicherheit hält also an.

Ihre zweite Frage war nun, in welchem Maße diese
Unsicherheit geldpolitische Maßnahmen der EZB
auslösen wird. Ich habe mehrmals darauf hingewiesen,
dass, wenn die Unsicherheit Volatilität auslöst – und das
tut sie – und wenn diese Volatilität eine unerwünschte
Verschärfung der geldpolitischen Bedingungen oder der
Finanzierungsbedingungen zur Folge hat, die unsere
mittelfristigen Inflationsaussichten verschlechtern
würde, dass wir dann reagieren würden, und zwar – wie
ich schon gesagt habe – indem wir verschiedene in Frage
kommende Maßnahmen ergreifen.

3-039

Pablo Zalba Bidegain (PPE). – Darf ich eine ganz
kurze Frage stellen, nämlich welche Art Maßnahmen Sie
in Erwägung ziehen würden, wenn Sie sich zum
Eingreifen entschließen?

3-040

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Wir glauben, dass unsere derzeitige
akkomodierende Geldpolitik wirksam ist, und wir
werden sie auch beibehalten, bevor wir etwaige andere
Maßnahmen prüfen. Wie ich aber gesagt habe, sind wir
bereit. Wir sind bereit, willens und in der Lage,
erforderlichenfalls zu handeln, und wir haben gesagt,
dass unsere Programme, unsere Prognosen auf einer
vollständigen Umsetzung dieses Programms basieren,
das im September endet und – falls erforderlich – über
September hinaus weitergeführt werden wird.

3-041

Peter Simon (S&D). – Herr Vorsitzender! Viele
Gespräche mit kleinen regionalen Banken zeigen, dass
aus deren Sicht die Zinspolitik der Europäischen
Zentralbank, verbunden mit den Kosten der Regulation,
sie in Schwierigkeiten bringt – direkte Kosten der
Regulation, was Beiträge zu Abwicklungsfonds, was
Beiträge zur Einlagensicherung betrifft, aber indirekte
Kosten genauso, was den Aufwand anbelangt, der kleine
Banken, relativ betrachtet, deutlich stärker als die großen
trifft, kleine Banken, die mir erzählen, dass sie mit zehn,
fünfzehn, zwanzig Mitarbeitern ganze Stellen schaffen
müssen, um der Regulationsanforderungen Herr zu
werden. Wie wollen Sie verhindern, dass wir auf diese
Weise, durch diesen Mix, die Zinspolitik, die die
Margen dieser risikoarm wirtschaftenden lokalen
Institute sehr schmälern, bei gleichzeitig deutlich
steigenden Kosten nicht in die Situation geraten, dass die
nächste Bankenkrise eine hausgemachte bei genau
diesen Banken ist, die sich in der vergangenen Krise als
besonders stabil bewährt haben?

Eine zweite Frage, die in diese Richtung geht: Können
wir, was die Regulation angeht, wozu dieses Haus ja
sehr viel beigetragen hat, wo die EBA auf Ebene 2 und
Sie in der Umsetzung Ihren Teil auch dazu beitragen:
Sehen Sie Möglichkeiten, dass wir für kleine und
mittlere Banken, zum Beispiel bei AnaCredit, wo wir
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heute bei Krediten über 25 000 EUR die Anforderung
haben, dass die Banken bis zu 150 Datenfelder
auszufüllen haben, zu Sonderregelungen kommen? Wir
haben hier mehrmals Frau Nouy im Ausschuss gehabt,
wir haben sie zweimal dazu befragt, der Kollege Giegold
und ich haben sie angeschrieben. Sie hat uns zugesagt,
dass es an dieser Stelle zu Erleichterungen für kleine und
mittlere Unternehmen kommen soll, hat diese allerdings
nicht benannt. Es würde mich interessieren, ob Sie hier
Möglichkeiten sehen.

3-042

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Lassen Sie mich zunächst die erste Frage
beantworten. Die derzeitige Geldpolitik ist so, wie sie
ist, weil wir ein Mandat haben, demzufolge wir
mittelfristig Preisstabilität erzielen müssen, also
mittelfristig eine Inflationsrate von knapp unter 2 %. Das
ist unser Mandat. In unserem Mandat steht nicht, dass
wir für die Rentabilität von Banken sorgen sollen. Das
sollten wir berücksichtigen. Wir erhöhen keine
Zinssätze, weil manche kleinen Banken in manchen
Gegenden des Euro-Währungsgebiets Probleme mit
ihren Gewinnen haben. Wir sind uns natürlich des unter
Umständen damit einhergehenden Risikos für die
finanzielle Stabilität bewusst, aber ich sage noch einmal:
Das sollte mit anderen Instrumenten angegangen
werden.

Der zweite Punkt ist AnaCredit. Ich möchte ein paar
Worte zu diesem Vorhaben sagen, da mit ihm auf der
Grundlage harmonisierter Auflagen für alle
Mitgliedstaaten des Euro-Währungssystems granulare
Daten zu Krediten und Kreditrisiken erhoben werden
sollen. Die Granularität der Informationen aus diesem
Programm und die Möglichkeit, vollständige und
harmonisierte Daten aus verschiedenen Ländern zu
erlangen, sind von allergrößter Bedeutung. Sie sind
grundlegend für zahlreiche zentrale Funktionen der
Bankenpolitik; es gibt sie in allen gut funktionierenden
Währungsräumen.

Ich nenne Ihnen ein paar Beispiele. AnaCredit kann
dafür eingesetzt werden, eine Reihe von Themen, die für
die Geldpolitik wichtig sind, besser anzugehen, zum
Beispiel die Bereitstellung von Darlehen für
verschiedene Kategorien von Kreditnehmern, in erster
Linie KMU. Wir wissen im Moment, was bei den KMU
und den Banken geschieht, weil wir Studien haben – und
die Kommission hat ihre eigenen Studien –, aber es wäre
etwas ganz anderes, über aktuelle Daten verfügen zu
können. Damit könnte die direkte Berücksichtigung von
Kreditforderungen in geldpolitischen Maßnahmen
gefördert werden. So betrachtet würde AnaCredit die
Sicherheiten erhöhen, es würde das Spektrum der
Sicherheiten, die für die Geldpolitik eingesetzt werden
können, ausweiten.

AnaCredit wäre bei der Abstimmung der verschiedenen
Maßnahmen zur Risikokontrolle und zum
Sicherheitenmanagement im Eurosystem hilfreich. Es
würde uns also dabei helfen, das Kreditrisiko zu
berechnen und zu bewerten und – auf der Grundlage von

Daten – die richtigen Abschläge zu finden. Es würde die
Aufsicht über die finanzielle Stabilität fördern und als
Grundlage für die ökonomische Forschung dienen. Wir
wissen zwar schon recht viel über die Wirtschaft des
Euro-Währungsgebiets, aber es sollte noch mehr sein,
damit wir unsere Volkswirtschaften noch besser
kennenlernen und verstehen. Sie sind so komplex und so
unterschiedlich, dass wir auch künftig an der
Erweiterung unserer Kenntnisse arbeiten sollten. Dann
könnten wir auch die Risiken für die finanzielle
Stabilität besser überwachen.

Diese ganzen Vorteile, die das Projekt mit sich bringen
würde, verursachen Kosten, und ich bin ganz sicher,
dass diese Kosten so gestaltet werden können, dass sie
für alle Kategorien von Banken tragbar sind. Da bin ich
mir ganz sicher. Übrigens würde auch die
Bankenindustrie selbst von diesem Projekt profitieren.
Sie hätte Zugang zu mehr Informationen, und die
Banken hätten mehr Möglichkeiten, ihre Optionen zu
bewerten, da sie auch grenzüberschreitende
Einrichtungen und Gegebenheiten in anderen Ländern
einbeziehen könnten.

Aus all diesen Gründen finde ich, dass wir das Projekt
trotz seiner Kosten weiterführen müssen. Die Kosten
sind zwar nicht gering, wir sollten sie aber an die
Möglichkeiten der Banken anpassen können.

3-043

Luděk Niedermayer (PPE). – Herr Präsident, zunächst
einmal möchte ich Ihnen alles Gute für Ihre Arbeit
wünschen, die nicht ganz einfach ist.

Ich habe zwei ganz einfache Fragen. Erstens: Die EZB
hat während der Griechenlandkrise zeitweise eine ganz
wichtige Rolle gespielt, da sie der griechischen
Wirtschaft erst einmal Liquidität zur Verfügung gestellt
hat. Eine Zeit lang beruhte die Solvabilität der
griechischen Banken auf der Annahme, dass die
griechische Regierung ein neues Programm aushandeln
könne.

Meine Frage lautet wie folgt: Ich halte die Position der
EZB für in hohem Maße politisch, und ich frage mich
deshalb, inwieweit Sie glauben, dass die derzeitigen
Bestimmungen über ELA gut und praxistauglich sind.
Wäre es für Sie ein Problem, wenn die EZB in der
Zukunft noch einmal eine solche Position einnehmen
würde?

Die zweite Frage betrifft China. Die chinesische
Wirtschaft war über Jahrzehnte sehr stark, und nun ist
sie auf einmal die Schwachstelle der Weltwirtschaft und
steckt mit der Abschwächung unter anderem auch
andere BRICS-Staaten an. Ich würde Sie zunächst gerne
fragen, wie Sie die geldpolitischen Maßnahmen in China
und insbesondere die Wechselkurspolitik sehen, mit der
das Wachstum in China zumindest ein Stück weit wieder
angeregt werden soll. Zweitens: Inwieweit passt dies
Ihrer Meinung nach zu dem Anspruch Chinas, den
Renminbi zur künftigen Reservewährung zu machen?

3-044
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Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Ich komme zuerst zur zweiten Frage. Wir
haben zur Kenntnis genommen, dass sich China – genau
wie die anderen Volkswirtschaften der G20 –
verpflichtet hat, die G20-Vereinbarungen mit Blick auf
die Wechselkurspolitik einzuhalten. Die politischen
Maßnahmen, die China und auch andere Länder
ergriffen haben, richten sich nach den Zielen der
Binnenwirtschaft, werden damit begründet und sind
durch sie motiviert. Die Tatsache, dass diese
Maßnahmen dann Auswirkungen auf den Wechselkurs
haben, ist eine Folge, aber nicht der eigentliche Zweck.
Es ist jedoch von größter Bedeutung, dass China seine
Maßnahmen für eine verbesserte Konvertibilität und
einen ausschließlich vom Markt bestimmten
Wechselkurs fortsetzt. Das ist sehr wichtig, und dazu
gehört natürlich auch, dass China seine Strukturreformen
weiterführt.

Zur ersten Frage würde ich der Aussage, wonach unsere
ELA-Beschlüsse politischer Natur waren, nicht
zustimmen. Lassen Sie mich das noch einmal
begründen. Die Notfall-Liquiditätshilfe (ELA) ist eine
Liquiditätshilfe für solvente Einrichtungen mit
ausreichenden Sicherheiten. Die Sicherheiten der
griechischen Banken liegen nun zumeist in griechischen
Staatspapieren, insbesondere griechischen
Staatsanleihen. Die wirtschaftspolitischen Beschlüsse
der griechischen Regierung haben deshalb
Auswirkungen auf den Wert dieser Anleihen und somit
auf die Sicherheiten und auf unsere Entscheidung, die
ELA fortzusetzen, aufzustocken oder zu kürzen.

Nun war es so, dass diese wirtschaftspolitischen
Beschlüsse eine Zeit lang – ich würde sagen – den Wert
der Sicherheiten erhöht haben; danach haben sie ihn
vernichtet. Zu einem bestimmten Zeitpunkt haben wir
entschieden, dass die Beschlüsse und die Ereignisse den
Wert der Sicherheiten so beeinflussten, dass dieser für
eine Aufstockung der ELA nicht mehr ausreichte. Ich
möchte Sie daran erinnern, dass wir nicht beschlossen
haben, die ELA zu kürzen, sondern sie in der aktuellen
Höhe weiterlaufen zu lassen, wobei – nebenbei gesagt –
diese Höhe in keinem anderen Land des Euro-
Währungsgebiets jemals erreicht wurde. Als dann die
Beschlüsse so gefasst wurden, dass diese Situation
überwunden werden konnte – und diese Beschlüsse sich
positiv auf den Wert dieser Sicherheiten auswirkten –,
wurde die ELA erhöht, und der EZB-Rat hatte keine
Einwände gegen die Ersuchen der griechischen
Nationalbank.

Das macht deutlich, dass es sich nicht um eine politische
Entscheidung handelte, sondern dass sie auf unseren
Bestimmungen beruhte. In unseren Bestimmungen stand
nie, dass die ELA unbegrenzt und bedingungslos
gewährt werden sollte, und darin stand auch nie, dass
diese Entscheidungen über die Solvabilität von Banken
unmittelbar getroffen werden sollten und dass wir
darüber spekulieren sollten, ob diese Banken in der
Zukunft solvent sein würden oder nicht.

Lassen Sie mich noch etwas Allgemeines hierzu sagen.
Die EZB ist nicht das Organ, das darüber beschließt, ob
ein Mitglied im Euro bleiben sollte oder nicht. Die EZB
arbeitet, handelt und beschließt aufgrund der Annahme,
dass alle Mitglieder der Union dies auch bleiben. Diese
Verantwortung tragen andere Organe.

3-045

Pervenche Berès (S&D). – Herr Präsident, in Ihren
einleitenden Bemerkungen haben Sie die Debatten über
ein euroraumweites Schatzamt erwähnt; ich vermute, Sie
meinen einen Haushalt des Euro-Währungsgebiets. Ich
wollte Ihnen dazu eine Frage stellen, da Sie auch den
Punkt der demokratischen Verantwortung angesprochen
haben. Meiner Auffassung nach geht hier das eine nicht
ohne das andere. Angesichts der derzeitigen Lage des
Euro-Währungsgebiets bringt es nichts, über ein
Parlament des Euro-Währungsgebiets zu sprechen, wenn
es nicht eng mit einem Haushalt des Euro-
Währungsgebiets verknüpft ist; denn dieser Haushalt
macht die demokratische Kontrolle erst erforderlich.
Nichtsdestotrotz wäre anscheinend für beide Vorschläge
eine Überarbeitung der Verträge erforderlich.

Mit Blick auf die Lage des Euro-Währungsgebiets und
unter Berücksichtigung der Grenzen dessen, was Sie im
Rahmen der Geldpolitik erreichen konnten – Sie haben
viel erreicht, aber Sie können natürlich nicht alles
leisten –, ist nun aber eine Haushaltsbehörde, die unter
anderem antizyklische Entwicklungen angehen soll, zu
einem wichtigen Thema geworden. Demzufolge und mit
Blick auf das, was Sie im Bericht der fünf Präsidenten
vereinbart haben, frage ich Sie, ob Sie glauben, dass wir
angesichts der wirtschaftlichen Lage im Euro-
Währungsgebiet und angesichts der Aussichten – des
weltweiten Wirtschaftsklimas, aber auch der
Volkswirtschaften mancher Mitgliedstaaten des Euro-
Währungsgebiets – überhaupt Zeit haben, dieses Thema
anzugehen. Glauben Sie nicht, es wäre besser, die Dinge
zu beschleunigen, und glauben Sie nicht, dass diese
bedachte und schrittweise Vorgehensweise, bei der wir
der Rechenschaftspflicht Vorrang geben – Zuckerbrot
und/oder Peitsche – oder, anders gesagt, bei der das
Instrument zum Eingreifen immer auf den nächsten Tag
verschoben wird, dem Euro-Währungsgebiet den
Todesstoß versetzen könnte?

Abschließend habe ich noch eine ganz kurze Frage. Ich
stelle fest, dass der IWF die Diskussion über Schulden
und insbesondere über Staatsschulden wieder eröffnet
hat. In Ihrer Antwort an einen unserer Kollegen haben
Sie gesagt, die Mitgliedstaaten müssten zuerst ihrer
Verantwortung gerecht werden und sich erst dann um
die Staatsverschuldung kümmern. Glauben Sie nicht,
dass es im derzeitigen Umfeld einer niedrigen Inflation
und eines geringen Wachstums ein Problem gibt, das aus
den Bestimmungen herrührt, die wir festgelegt haben,
damit die Mitgliedstaaten ihren Verpflichtungen mit
Blick auf die Rückzahlung ihrer Schulden nachkommen
können?

3-046

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Zum ersten Punkt stimme ich Ihnen
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hundertprozentig zu. Die Botschaft des Berichts der fünf
Präsidenten besteht kurz gesagt gewissermaßen darin,
dass es bestimmte – wir nennen sie kurzfristige –
Verpflichtungen gibt, die erfüllt werden müssen. Aber
diese Verpflichtungen sind nicht nur auf kurze Sicht
wichtig, sondern auch als Voraussetzung für eine
längerfristige Vision. Die langfristige Sicht wird im
zweiten Teil des Berichts – mit den langfristigen Zielen
und Verpflichtungen – angemessen ausführlich
behandelt.

Das ist kein einfaches Thema, aber genau hier werden in
den nächsten Monaten die Herausforderungen liegen.
Anders gesagt: Sind die Mitgliedstaaten bereit, zunächst
die kurzfristigen Verpflichtungen anzugehen und dann
aber ihren Wählern – ihren Bürgern – eine langfristig
angelegte Vision vorzustellen, die sie derzeit gutheißen?
Dann dauert es natürlich viele Jahre, bis all das
verwirklicht ist, was im Bericht der fünf Präsidenten
vorgeschlagen wurde. Aber die politische
Herausforderung besteht jetzt. Das ist die wichtigste
Botschaft des Berichts der fünf Präsidenten – die
wichtigste Botschaft, die der Bericht der fünf
Präsidenten den Mitgliedstaaten anheimgibt.

Zum zweiten Punkt: Die Inflation ist niedrig, die
Zinssätze sind aber auch niedrig, insbesondere für die
öffentliche Verschuldung ist das also gewissermaßen
ausgeglichen, und in vielen unter Druck stehenden
Ländern gilt ohnehin für den größten Teil der Schulden
ein variabler Zinssatz. Ich glaube also nicht, dass wir die
Bestimmungen in Abhängigkeit von der Inflationsrate
ändern können. Ich glaube, für Länder, die unter
bestimmten Voraussetzungen tragfähige Schulden
haben, besteht der beste Weg zum Zurückzahlen ihrer
Schulden darin, die Verschuldung durch Wachstum zu
überwinden und deshalb alle Maßnahmen zu ergreifen,
mit denen das Wachstum gefördert wird.

3-047

Fulvio Martusciello (PPE). – Herr Präsident, vor
einigen Tagen hat Bloomberg Einzelheiten aus einem
angeblich von Fabio Panetta, dem stellvertretenden
Präsidenten der italienischen Zentralbank, verfassten
vertraulichen Schreiben an das Aufsichtsgremium der
EZB veröffentlicht. Dem Bericht zufolge betonte Herr
Panetta in seinem Schreiben das Risiko, das mit
ungerechtfertigten und willkürlichen Beschlüssen mit
Blick auf die Kapitalanforderungen bei den Prozessen
der aufsichtlichen Überprüfung und Bewertung (SREP)
einhergeht, und warnte, dass eine substanzielle
Erhöhung der Kapitalanforderungen in der derzeitigen
wirtschaftlichen Lage die Erholung gefährden könnte.
Ich will nicht wissen, ob es diesen Brief wirklich gibt;
ich würde nur gerne wissen, wie Sie diesen Punkt sehen:
Könnte eine Erhöhung der Kapitalanforderungen die
Erholung tatsächlich gefährden?

Dann würde ich Sie gerne noch etwas fragen: Zwei
italienische Großbanken, nämlich Unicredit und IMI,
haben kürzlich zwei Genossenschaftsbanken in der
Region Veneto geholfen, die große Schwierigkeiten mit
ihrer Rekapitalisierung hatten.  Glauben Sie, dass kleine

Banken – Genossenschaftsbanken – noch eine Zukunft
haben?

3-048

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Ich äußere mich nicht zu Indiskretionen
Bloomberg gegenüber, ganz gleich, woher sie kommen.

Ich möchte nur ein paar Sätze zu den derzeitigen
Aufsichtsmaßnahmen mit Blick auf die aufsichtliche
Überprüfung und Bewertung (SREP) sagen. Zunächst
einmal wurde hier eine Diskussion geführt – eine
allgemeine Diskussion –, die noch abgeschlossen
werden muss. Sie ist nicht abgeschlossen. Im Laufe
dieses Abschlusses werden alle Banken angehört und
ihre Einwände werden erforderlichenfalls berücksichtigt.
Es wurden sämtliche Anstrengungen unternommen,
damit die Aufsichtsmaßnahmen die gleiche Grundlage
wie in anderen Ländern – namentlich dem UK – haben.
Wir wollen also die Banken nicht einem
Wettbewerbsnachteil gegenüber den Banken anderer
Länder aussetzen.

Die durchschnittliche erforderliche Kapitaldeckung ist
nicht außergewöhnlich hoch. Sie beträgt 33 Basispunkte,
mit dem Puffer 55 Basispunkte. Dies ist natürlich ein
Durchschnittswert, und es mag Banken geben, für die
diese Erhöhung der Mindestkapitalanforderung etwas
schwieriger zu erfüllen sein wird. Banken sind natürlich
unterschiedlich, jede Bank ist anders, ihre
Ausgangsbedingungen sind unterschiedlich, weil die
nationale Aufsichtsbehörde bei ihren
Aufsichtsmaßnahmen vielleicht nicht ganz so streng ist
wie es jetzt erforderlich wäre, und weil es eigentlich drei
Gründe für die Aufsichtsmaßnahmen gibt. Erstens eine
Risikobewertung; zweitens die Einhaltung der Auflagen
von Basel III – das ist ganz wichtig; und drittens die
Einhaltung anderer im internationalen Rahmen
vereinbarter Auflagen wie der Gesamtverlust-
Absorptionskapazität (Total Loss-Absorption Capacity,
TLAC) oder der Verschuldungsgrenze. Das sind meiner
Ansicht nach die Fakten.

Die meisten Banken haben bereits jetzt deutlich mehr
Kapital als vom SSM gefordert. In diesem Sinne ist die
Warnung, die Erholung könnte gefährdet sein, für diese
Banken nicht begründet, denn die höheren
Mindestkapitalanforderungen werden keinen Einfluss
auf die Kreditvergabe dieser Banken haben.

Allgemeiner gesprochen muss ich auf das
zurückkommen, was ich bereits sagte: Für eine Erholung
sind starke Banken besser als schwache Banken.
Deshalb sind Aufsichtsmaßnahmen, an deren Ende
stärkere Banken stehen, zu begrüßen, auch wenn diese
Maßnahmen für die Banken ohne Kapital auf kurze
Sicht unter Umständen negative Folgen haben können.
Sie können diese Fragen viel ausführlicher der
Präsidentin des SSM stellen, wenn sie wieder hier ist.

Ihre zweite Frage nach der Zukunft kleiner Banken ist
für mich sehr schwierig zu beantworten. Wenn die Bank
gut geführt wird, über eine gute Kapitalausstattung
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verfügt, hinreichend Kredite vergibt und ihre Risiken gut
verwaltet: Ja, natürlich. Größe an sich ist kein Limit für
eine Bankentätigkeit. Manchmal ist Größe wichtig, und
größer kann besser als kleiner sein, aber man kann das
nicht verallgemeinern.

3-049

Jonás Fernández (S&D). – Herr Präsident! Vielen
Dank, Herr Draghi, dass Sie heute hierhergekommen
sind. Tatsächlich haben Ihre Aussagen, viele Fragen
aufgeworfen, und ich werde jetzt versuchen, diese
zusammenzufassen.

Meine erste Frage ist folgende: In Ihrer Einführungsrede
haben Sie gesagt, dass die Herausforderungen dieses
Sommers bedeuten, dass es länger dauern wird, bis die
Inflation wieder auf knapp unter 2 % steigt. Wenn mehr
Zeit erforderlich ist und wir unterdessen keine
Maßnahmen ergreifen, – wenn ich das richtig verstanden
habe –, wurde der Zeitraum, den die EZB für das
Programm der quantitativen Lockerung vorgesehen hatte
oder in anderen Worten der Zeitraum, der festgelegt
wurde, um die Inflation wieder auf knapp unter 2 % zu
bringen, ausgeweitet, aber trotz dieser Ausweitung
werden immer noch keine Maßnahmen ergriffen. Ich
würde gerne wissen, warum.

Meine zweite Frage betrifft die Kapitalmarktunion und
die Finanzströme von Bankkanälen zu
Schattenbankinstituten und anderen Finanzinstituten.
Die gesamte EU möchte vermeiden, dass die Größe der
Finanzmärkte weiter zunimmt, und herausfinden, wie
Finanzierung über Nichtbanken laufen kann. Allerdings
fallen, wie Sie auch gesagt haben, diese Nichtbanken
nicht in die Aufsichtsbefugnis der EZB, da es sich nicht
um reine Finanzinstitute handelt. Ich denke, dass wir
versuchen müssen, die Kapitalmarktunion
voranzutreiben, aber ich möchte auch die potenziellen
Risiken betonen, die entstehen, wenn Finanzierung
zunehmend aus den Kanälen wegverlagert wird, in
denen die gemeinsame Aufsichtsbehörde direkt
eingreifen kann.

Meine dritte und letzte Frage bezieht sich auf den
Bericht der fünf Präsidenten. In der zweiten Stufe wird
ein antizyklisches Instrument erwähnt. Meine Frage ist,
ob dieses antizyklische Instrument eine Art der
Arbeitslosenversicherung sein könnte.

3-050

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Wie ich bereits gesagt habe, sind wir der
Ansicht, dass unsere quantitative Lockerung wirksam
war. Wir sehen einige Verbesserungen in neueren
Bereichen, insbesondere im Kreditgeschäft und auf den
Bankenmärkten, und wir sehen einige Verbesserungen,
wenn auch nur allmählich, auf dem Arbeitsmarkt.

Wir müssen jedoch feststellen, dass die Abwärtsrisiken
zugenommen haben, und wir werden alle diese Risiken
beobachten – genau beobachten –, und der EZB-Rat ist
bereit, willens und in der Lage, bei Bedarf einzugreifen.
Ich habe gesagt, dass unser Programm der quantitativen
Lockerung möglicherweise über September hinaus

verlängert werden könnte, und ich habe darauf
hingewiesen, dass es in Bezug auf Umfang,
Zusammensetzung und Konzept überarbeitet werden
könnte.

Nebenbei gesagt ist ein Signale dafür, dass der EZB-Rat
bereit ist, das Programm anzupassen im Anschluss oder
als Reaktion auf mögliche ... nun, lassen Sie es mich so
sagen, ein Anzeichen dafür, dass der EZB-Rat bereit ist,
das Programm zu überarbeiten, um dafür zu sorgen, dass
es vollständig umgesetzt wird, war der vom EZB-Rat auf
seiner letzten Sitzung gefasste Beschluss, die
Ankaufobergrenze von 25 % auf 33 % anzuheben.

Zu Ihrer zweiten Frage: Ich möchte hier ausdrücklich
betonen, dass es nicht unbedingt eine negative
Entwicklung ist, dass ein Teil der Tätigkeiten, der
Vermittlungstätigkeiten, aus dem Bankensystem auf
einige Nichtbanken übergeht. Zu einem gewissen Grad
ist das eine natürliche Entwicklung, weil die Banken
ihren Verschuldungsgrad beträchtlich verringert haben,
sodass andere Institute dieses Geschäft übernehmen. Es
ist aber auch eine positive Entwicklung, weil wir uns in
Zukunft nicht ausschließlich auf die Banken, sondern in
größerem Maße auch auf die Märkte verlassen werden.
Wir haben gesehen, dass in unserem Fall 2011 und 2012
sich das ausschließliche Verlassen auf den
Bankenkreditkanal insgesamt gesehen als beträchtliches
Hindernis für eine rasche Erholung erwiesen hat.

All dies ist also positiv zu sehen. In dem Maße, in dem
die Größe des neuen Schattenbanksektors zunimmt,
wachsen natürlich auch die Risiken, insbesondere einige
Risiken, die mit makroprudenziellen Instrumenten
angegangen werden müssen. Es gibt also Argumente
dafür, eine Aufsichtsbehörde für Nichtbanken-, für
Schattenbankinstitute oder allgemeiner für
Marktinstitute zu haben. Wir sind hier also sicher einer
Meinung.

3-051

Dariusz Rosati (PPE). – Vielen Dank, Herr Draghi,
dass Sie heute bei uns sind. Ich möchte eine Frage zu der
Funktion der Zentralbank als Kreditgeber letzter Instanz
stellen. 2012 haben Sie das Programm des unbegrenzten
Anleihekaufs angekündigt und es geschafft, die
Finanzmärkte zu beruhigen, ohne einen einzigen Euro
auszugeben. Ich weiß, dass dieser Beschluss im EZB-
Rat nicht einstimmig gefasst wurde, und ich würde Sie
bitten, vielleicht die Argumente dafür näher
auszuführen, dass die Zentralbank – in einer
Währungsunion wie der unseren – diese Funktion eines
Kreditgebers letzter Instanz erfüllt, und sie den
Argumenten gegenüberzustellen, die diesem Konzept
widersprechen und die meistens von einem Vertreter
einer einzigen Bank geäußert werden, allerdings einer
Bank, die innerhalb des EZB-Rates eine sehr wichtige
Rolle spielt.

3-052

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Ich habe gewisse Schwierigkeiten damit,
diese Frage zu beantworten, da die Funktion des
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Kreditgebers letzter Instanz für uns – und für mich – nie
in Frage stand.

3-053

Dariusz Rosati (PPE). – Für die Regierungen.

3-054

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Die Funktion als Kreditgeber letzter
Instanz für Regierungen ist vertraglich verboten.
Artikel 123 untersagt eine monetäre Finanzierung.
Darum sind sowohl das Programm des unbegrenzten
Anleihekaufs als auch das Programm der quantitativen
Lockerung so konzipiert, dass die EZB Anleihen auf
dem Sekundärmarkt kauft, sodass eine Regierung, die
nicht über den benötigten Marktzugang verfügt, eine
Ausnahmeregelung – eine spezielle
Ausnahmeregelung – benötigt, und auch in diesem Fall
kaufen wir immer auf dem Sekundärmarkt.

3-055

Dariusz Rosati (PPE). – Ich würde meine Frage gern
präzisieren, da ich mich offenbar nicht klar genug
ausgedrückt habe. Ich denke an Situationen, in denen auf
dem Markt gerade eine Panik herrscht, wodurch es
tatsächlich sein kann, dass die Anleihen eines Landes,
das grundsätzlich solvent ist, unter Druck geraten, und
dass das Land in Liquiditätsschwierigkeiten gerät. Wir
haben dann also eine Situation, in der sich auf dem
Finanzmarkt von selbst das sogenannte schlechte
Gleichgewicht einstellt.

Meine Frage ist: Bis zu welchem Grad sehen Sie es als
Aufgabe der Zentralbank in der Währungsunion an,
Präventivmaßnahmen zu ergreifen, sodass sich dieses
schlechte Gleichgewicht nicht einstellt?

3-056

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Nun, was wir damals im August und
September 2012 getan haben, war genau das, was Sie
jetzt vorschlagen. Die EZB wäre bereit, Anleihen auf
dem Sekundärmarkt dieses Landes zu erwerben, sofern
das Land selbst eine glaubwürdige Strategie verfolgt.
Was man nicht machen darf, ist, Anleihen zu kaufen,
wenn die Strategien unglaubwürdig sind. Sonst würde
die EZB in einer solchen Lage letztendlich alle Anleihen
auf dem Markt aufkaufen, weil jeder diese Anleihen
verkauft, da ja die Strategien dieses Landes
unglaubwürdig sind. Darum war damals eine Auflage
für das OMT-Programm, dass das Land konkrete
Finanzhilfeprogramme des ESM und IWF usw. umsetzt.
Es gibt also eine Funktion des Kreditgebers letzter
Instanz im Rahmen der Glaubwürdigkeit der
Wirtschaftspolitik und allgemeiner gesprochen des
Vertrags.

Nebenbei bemerkt brauche ich Sie wahrscheinlich nicht
daran zu erinnern, dass der Europäische Gerichtshof die
Vereinbarkeit der OMT-Strategie mit dem Vertrag
bestätigt hat.

3-057

Costas Mavrides (S&D). – Bezüglich der Frage über
die ELA 2012 und 2013, insbesondere in Bezug auf

Laiki, ist die entscheidende Frage meiner Ansicht nach
diese: Wer war zu dem Zeitpunkt rechtlich
verantwortlich für die Beschlüsse? Lag die
Verantwortung auf nationaler Ebene bei der jeweiligen
Aufsichtsbehörde oder auf der Ebene der Europäischen
Zentralbank?

Am 14. September, also vor wenigen Wochen, hat der
Vizepräsident der EZB, Herr Constâncio, eine Frage zur
griechischen Krise bei Reuters wie folgt beantwortet:
Rechtlich gesehen kann kein Land ausgeschlossen
werden. Die Möglichkeit, dass das tatsächlich passiert,
hat es nie wirklich gegeben. Hat es sie also gegeben oder
nicht? War es angesichts Ihrer einleitenden
Bemerkungen eine faire Vereinbarung vonseiten
Griechenlands oder ein Bluff?

Da ich noch Zeit habe, möchte ich noch einen Punkt
zum Bericht der fünf Präsidenten ansprechen. Einige
von uns, die an faire Wettbewerbsbedingungen glauben,
verlassen sich darauf, dass die europäischen Organe für
den notwendigen Schutz sorgen. Darum bin ich fest
davon überzeugt, dass das europäische
Einlagensicherungssystem schon vor langer Zeit hätte
eingerichtet werden sollen. Hoffentlich haben wir – und
auch die EZB – dieses Mal aus der Krise gelernt.

Ich habe auch eine Beschwerde, aber ich habe nicht
mehr viel Zeit. Als ich das letzte Mal Gelegenheit hatte
zu sprechen, habe ich über den Vorsitzenden eine Frage
gestellt und eine Antwort auf die falsche Frage erhalten.
Geben Sie mir also bitte die richtige Antwort, sodass ich
dies nicht nochmal tun muss.

3-058

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Wenn das der Fall war, entschuldige ich
mich. Es war keine Absicht.

Zu Ihrer ersten Frage habe ich zuvor bereits folgende
Antwort gegeben: Damals war die zuständige
Aufsichtsbehörde in Zypern, die die Entscheidung über
die Solvabilität treffen sollte, die Nationalbank von
Zypern. In diesem Fall – in Griechenland – war
inzwischen der SSM eingerichtet worden. Der SSM ist
zu der einzigen Aufsichtsbehörde für das Euro-
Währungsgebiet geworden. Daher wurde die
Solvabilitätsbeurteilung im griechischen Fall vom SSM,
der dafür zuständigen Stelle, durchgeführt. Natürlich
waren die Informationen der nationalen Zentralbanken
sehr wichtig und die nationalen Zentralbanken stellen
immer noch alle Informationen über Liquidität zur
Verfügung, aber der EZB-Rat verließ sich bei seinem
Beschluss über die ELA auf die Beurteilung durch den
SSM.

Was den zweiten Punkt, die Erklärung von Herrn
Constâncio bei Reuters, angeht, möchte ich einfach noch
einmal darauf hinweisen, dass die EZB nicht die
Institution ist, die entscheidet, wer dazugehören sollte
und wer nicht. Die EZB ist immer davon ausgegangen –
und tut dies auch weiterhin –, dass alle derzeitigen
Mitglieder auch in Zukunft Mitglieder sein werden. Ob
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ein Ausschluss rechtmäßig wäre oder nicht, haben
andere zu entscheiden. Ich weiß es nicht, also will ich
mich auch nicht länger damit beschäftigen.

Ihrem letzten Punkt zum europäischen
Einlagensicherungssystem stimme ich voll und ganz zu.
Das ist sehr wichtig, und es ist auch dafür wichtig, dass
der Eindruck entsteht, dass es – wie Sie sagten – gleiche
Wettbewerbsbedingungen für alle gibt.

Nebenbei gesagt haben wir, wie ich bereits gesagt habe,
den SSM eingerichtet, und wir haben den Einheitlichen
Abwicklungsfonds und den Ausschuss für einheitliche
Abwicklung weitestgehend geschaffen. Die Botschaft
lautet also, dass wir prinzipiell alle Banken und die
Banker gleich behandeln. Warum sollten Einleger nicht
auch gleich behandelt werden?

3-059

Costas Mavrides (S&D). – Ich habe noch ein paar
Sekunden. Ich bin immer noch durcheinander. Wer war
für die ELA verantwortlich? Die nationale Zentralbank
oder die EZB?

3-060

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Der ELA-Beschluss ist ein Beschluss,
der der nationalen Zentralbank zukommt. Die
Solvabilitätsbeurteilung ist eine Beurteilung, die im Fall
Zyperns von der nationalen Zentralbank und im Fall
Griechenlands vom SSM durchgeführt wurde, weil der
SSM zu diesem Zeitpunkt bereits geschaffen worden
war. Aber der ELA-Beschluss ist immer noch – in
diesem Moment – ein Vorrecht der nationalen
Zentralbank, die den Antrag stellt, und der EZB-Rat
kann Einwände gegen diesen Antrag erheben.

3-061

Der Vorsitzende.  Wir haben nur noch Zeit für zwei
Catch-the-eye-Fragen, aber davor schulde ich Herrn
Urtasun eine kurze Folgefrage, weil ich mich bei der
Berechnung der Zeiten vertan habe.

3-062

Ernest Urtasun (Verts/ALE). – Ich komme noch
einmal genau darauf zurück, dass der SSM bezüglich der
griechischen Banken behauptet hat, sie wären solvent. In
Ihrer Antwort an ein Mitglied des Gouverneursrats
haben Sie aber gesagt, dass es eine andere Beurteilung –
eine dynamische Beurteilung – der Zentralbank über die
Sicherheiten gäbe. Das war in Zypern nicht der Fall. Sie
haben das nur für Griechenland gemacht. Warum? Ist
das nicht ziemlich willkürlich, Herr Draghi? Das war
meine Frage. Ist die Entscheidung, die Sie gefällt haben,
nicht absolut willkürlich?

3-063

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Nein, absolut nicht. In Zypern hat das
Land sich an ein Hilfsprogramm gehalten. Es hatte eine
Grundsatzvereinbarung akzeptiert. Es gab eine
entsprechende Strategie.

(Herr Urtasun: „Es war eine ELA.“)

Nun, das können wir überprüfen, aber ich meine, dass
die dynamische Beurteilung, die wir abgeben – und wir
geben, nebenbei gesagt, nicht oft eine ab – darauf
basiert, dass wir der Ansicht sind, dass die anstehenden
Entwicklungen den Wert der Sicherheiten erhöhen. Das
war damals in Griechenland nicht der Fall – zuvor,
nebenbei bemerkt, schon. Wenn Sie das also
berücksichtigen, werden Sie sehen, dass all unsere
Beschlüsse entweder auf der Beurteilung der
einschlägigen Aufsichtsbehörde basieren und/oder, wenn
eine dynamische Beurteilung abgegeben wurde, auf der
Einschätzung, dass die Entwicklungen für eine
Verbesserung des Wertes der Sicherheiten und somit für
die Solvabilität der Banken günstig waren.

3-064

Ernest Urtasun (Verts/ALE). – War die Beurteilung
denn notwendig?

3-065

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Wenn keine dynamische Beurteilung
notwendig ist, ist schlichtweg eine punktuelle
Bewertung erforderlich. Wenn eine dynamische
Beurteilung notwendig ist, umfasst diese natürlich eine
Einschätzung der zukünftigen Entwicklungen und ob
sich der Wert der Sicherheiten dadurch verbessert oder
nicht. Abhängig davon entscheiden wir am Schluss, wie
die Gesamtbeurteilung der Solvabilität aussieht, aber das
ist keine politische Entscheidung.

3-066

Marco Valli (EFDD). Herr Präsident, vielen Dank für
diese Gelegenheit. Ich habe zwei ganz kurze Fragen.
Die erste betrifft die Umsetzung der Richtlinie über die
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten in
italienisches Recht. Dem Ministerrat zufolge können die
nationalen Behörden ein Abwicklungsverfahren offiziell
als geheim einstufen, wenn eine Bank insolvent wird,
während sie sich unter ihrer direkten Kontrolle befindet.
Ich möchte Sie fragen, ob Sie damit einverstanden sind,
dass die Mitgliedstaaten diese Informationen als geheim
einstufen können, da es auch beim Ausschuss für
einheitliche Abwicklung möglich ist, diese Daten für
geheim zu erklären. Ist das unter diesen Umständen ein
faires Verfahren?

Meine zweite Frage betrifft den Plan, der im Bericht der
fünf Präsidenten vorgestellt wird.  Ich möchte gern
wissen, ob Sie einen Plan B haben, wenn man bedenkt,
was gestern beispielsweise während der Diskussion mit
Herrn Schäuble über eine hypothetische Fiskalunion
gesagt wurde, die für die Schaffung einer erfolgreichen
Währungsunion und somit eines erfolgreichen Euro
notwendig ist. Herr Schäuble hat öffentlich eingeräumt,
dass es im Deutschen Bundesrat, in dem die Länder das
Sagen haben, sogar bei so einfachen Dingen wie der
Aktionärsrichtlinie und der länderspezifischen
Berichterstattung Widerspruch gab. Wenn dies schon die
Einstellung der nationalen Behörden Deutschlands, des
größten Aktionärs in der Europäischen Union ist, und
wenn solche Aussagen gemacht werden: Lohnt es sich
dann, weiterzumachen? Worum geht es denn hier?
Sollten die Menschen diese Erklärungen glauben?
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Sollten Sie diesen Bericht der fünf Präsidenten glauben
oder nicht? Andernfalls müssen wir uns nämlich
ernsthaft Gedanken über einen Plan B machen und einen
Rahmen schaffen, der es einem Land erlauben würde,
das Euro-Währungsgebiet zu verlassen, denn wir können
die Menschen nicht länger täuschen. Es tut mir Leid,
dass Sie dann vielleicht Ihre Stelle verlieren, aber
vielleicht würden viele andere dann eine finden, wenn
unsere Länder ihre finanzielle und geldpolitische
Unabhängigkeit wiedergewinnen.

3-067

Der Vorsitzende  Vielen Dank, aber die Europäische
Union ist keine Aktiengesellschaft; wie wir wissen, ist
sie eine Union der Bürger und der Mitgliedstaaten.

3-068

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Auf Ihre erste Frage habe ich keine
Antwort, davon weiß ich nichts.

Zu Ihrer zweiten Frage: Es gibt keinen Plan B. Es gibt
einen Plan, und der wird als Ergebnis der Diskussionen
und abschließenden Beratungen der Mitgliedstaaten
vorgestellt, die gemeinsam mit dem Europäischen
Parlament die Einzelheiten festlegen werden.

3-069

Kay Swinburne (ECR). – Vielen Dank, Herr Präsident
Draghi, dass Sie heute hierhergekommen sind. Ich nutze
die Gelegenheit, um noch einmal auf Ihre Äußerungen
von früher zurückzukommen, die Sie erstmals im
Bericht der fünf Präsidenten gemacht haben, und auf
Ihre Bemerkungen von heute in Bezug darauf, dass für
das Euro-Währungsgebiet eine vollkommenere Union
benötigt wird, wozu auch ein politisches Zentrum
gehört, das schnelle und angemessene Maßnahmen für
das Euro-Währungsgebiet als Ganzes treffen kann, um
für mehr Wohlstand im Euro-Währungsgebiet zu sorgen.

Ich frage mich, ob Sie mir mit einigen der Bedenken
helfen können, mit denen ich zur Zeit zu kämpfen habe,
und vielleicht einige Ideen vorschlagen können, wie wir
Fairness einerseits bei der Governance des Euro-
Währungsgebiets und andererseits für diejenigen, die
dem Binnenmarkt, aber nicht unbedingt dem Euro-
Währungsgebiet angehören, gewährleisten können.

3-070

Mario Draghi, Präsident der Europäischen
Zentralbank.  Nun, das ist ein wichtiger Aspekt, an den
wir denken müssen. Einerseits sollten die Mitglieder des
Euro-Währungsgebiets die Freiheit haben, die
Integration zu vertiefen, wie es eine gemeinsame
Währung erfordert. Eine gemeinsame Währung
bedeutet, eine Reihe von Verantwortlichkeiten und die
Entscheidungsfindung in einer Vielzahl von Bereichen
zu teilen. Das ist ein umfassenderer Prozess als alles,
was die Nichtmitglieder des Euro-Währungsgebiets
betrifft. In gewissem Sinne sollte es also einen Geist der
Zusammenarbeit zwischen Nichtmitgliedern und
Mitgliedern geben, damit die Mitglieder Fortschritte in
Richtung einer besseren Union erzielen können.

Gleichzeitig sollten sich die Mitglieder bewusst sein,
dass es Interessen gibt, die auch die Nichtmitglieder
haben, und diese berücksichtigen. Ich möchte unser
wichtigstes Projekt herausstellen, das beibehalten und
verbessert werden sollte, nämlich der Binnenmarkt. Es
ist klar, dass Entscheidungen der Mitglieder der
Währungsunion nur konstruktiv, positiv und auf den
Binnenmarkt und seine Vertiefung ausgerichtet sein
können. Wie wir alle wissen, müssen hierzu immer noch
viele Fortschritte erzielt werden.

3-071

Der Vorsitzende.  Vielen Dank Ihnen, Herr Präsident
Draghi, und allen Ausschussmitgliedern. Es war eine
interessante und ergiebige Aussprache.

Der nächste währungspolitische Dialog findet am
12. November 2015 statt.

(Schluss der Sitzung: 17.00 Uhr.)


